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Arbeiterrentenverskherung 


Unverändert nach den Beschlüssen des Ausschusses für Sozialpolitik 
(28. Ausschuß) - Drucksache 3080 - bis auf folgende Änderungen: 


Beschlüsse des 2 8. Ausschusses 

(Artikel 1) 

(§ 1227) 

(1) In der Rentenversicherung der Arbei- 
ter werden versichert 

1 

2. Deutsche im Sinne des Artikels 116 des 
Grundgesetzes, die im Ausland bei einer 
amtlichen Vertretung des Bundes oder bei 
deren Leitern, deutschen Mitgliedern oder 
Bediensteten als Arbeitnehmer gegen Ent- 
gelt (§ 160) oder als Lehrlinge oder sonst 
zu ihrer Berufsausbildung beschäftigt sind, 

3 

4 


5. Mitglieder geistlicher Genossenschaften, 
Diakonissen, Schwestern vom Deutschen 
Roten Kreuz und Angehörige ähnlicher 
Gemeinschaften, die sich aus überwiegend 
religiösen oder sittlichen Beweggründen 
mit Krankenpflege, Unterricht oder ande- 
ren gemeinnützigen Tätigkeiten beschäfti- 
gen, nur 

a) 

b) wenn sie persönlich nach der Ausbil- 
dung neben der freien Station Bar- 
bezüge von mehr als 75 Deutsche Mark 
monatlich erhalten, 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

(Artikel 1) 

(§ 1227) 

(1) In der Rentenversicherung der Arbei- 
ter werden versichert 

1 

2. Deutsche im Sinne des Artikels 116 des 
Grundgesetzes, die im Ausland bei einer 
amtlichen Vertretung des Bundes oder bei 
deren Leitern, deutschen Mitgliedern oder 
Bediensteten als Arbeitnehmer gegen Ent- 
gelt (§ 160) oder die als Lehrling oder sonst 
zu ihrer Berufsausbildung beschäftigt sind, 

3 

4 


5. Mitglieder geistlicher Genossenschaften, 
Diakonissen, Schwestern vom Deutschen 
Roten Kreuz und Angehörige ähnlicher 
Gemeinschaften, die sich aus überwiegend 
religiösen oder sittlichen Beweggründen 
mit Krankenpflege, Unterricht oder ande- 
ren gemeinnützigen Tätigkeiten beschäfti- 
gen, nur 

a) 

b) wenn sie persönlich nach der Ausbil- 
dung neben dem freien Unterhalt Bar- 
bezüge von mehr als 75 Deutsche Mark 
monatlich erhalten, 

6 


2 



Angestelltenversicherung 


Unverändert nach den Beschlüssen des Ausschusses für Sozialpolitik 
(28. Ausschuß) " Drucksache 3080 - bis auf folgende Änderungen: 


Beschlüsse des 2 8. Ausschusses 


(Artikel 1) 

(§ 2 ) 

In der Rentenversicherung der Angestell- 
ten werden versichert 

1 

2. Deutsche im Sinne des Artikels 116 des 
Grundgesetzes, die im Ausland bei einer 
amtlichen Vertretung des Bundes oder bei 
deren Leitern, deutschen Mitgliedern oder 
Bediensteten als Angestellte gegen Entgelt 
(§ 160 der Reichsversicherungsordnung) 
oder als Lehrling oder sonst zu ihrer Aus- 
bildung für den Beruf eines Angestellten 
beschäftigt sind, 

3 

4 

5 

6 

7. Mitglieder geistlicher Genossenschaften, 
Diakonissen, Schwestern vom Deutschen 
Roten Kreuz und Angehörige ähnlicher 
Gemeinschaften, die sich aus überwiegend 
religiösen oder sittlichen Beweggründen 
mit Krankenpflege, Unterricht oder ande- 
ren gemeinnützigen Tätigkeiten beschäfti- 
gen, nur 

a) 

b) wenn sie persönlich nach der Ausbil- 
dung neben der freien Station Bar- 
bezüge von mehr als 75 Deutsche Mark 
monatlich erhalten, 

8 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

(Artikel 1) 

(§ 2 ) 

In der Rentenversicherung der Angestell- 
ten werden versichert 

1 

2. Deutsche im Sinne des Artikels 116 des 
Grundgesetzes, die im Ausland bei einer 
amtlichen Vertretung des Bundes oder bei 
deren Leitern, deutschen Mitgliedern oder 
Bediensteten als Angestellte gegen Entgelt 
(§ 160 der Reichsversicherungsordnung) 
oder die als Lehrling oder sonst zu ihrer 
Ausbildung für den Beruf eines Angestell- 
ten beschäftigt sind, 

3 

4 

5 

6 

7. Mitglieder geistlicher Genossenschaften, 
Diakonissen, Schwestern vom Deutschen 
Roten Kreuz und Angehörige ähnlicher 
Gemeinschaften, die sich aus überwiegend 
religiösen oder sittlichen Beweggründen 
mit Krankenpflege, Unterricht oder ande- 
ren gemeinnützigen Tätigkeiten beschäfti- 
gen, nur 

a) 

b) wenn sie persönlich nach der Ausbil- 
dung neben dem freien Unterhalt Bar- 
bezüge von mehr als 75 Deutsche Mark 
monatlich erhalten, 

8 


3 



Arbeiterrentenverstdierung 


Beschlüsse des 


2 8. Ausschusses 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 


4 



Angettelltenvertlchening 


Beschlüsse des 2 8. Ausschusses 


(S 3) 

(2) Besteht die Besatzung eines Schiffes, 
das unter ausländischer Flagge fährt^ ganz 
oder teilweise aus Seeleuten, die Deutsche im 
Sinne des Artikels 116 des Grundgesetzes 
sind, so sind die Besatzungsmit^lieder, die 
auf Grund ihrer Beschäftigung nach Absatz 1 
Nr. 7 versicherungspflichtig wären, auf An- 
trag des Reeders nach den Vorschriften dieses 
Gesetzes zu versichern, wenn der Staat, des- 
sen Flagge das Schiff führt, der Versicherung 
nicht widerspricht. Über den Antrag ent- 
scheidet die Seekasse. 

(§7) 

(1) Auf ihren Antrag werden von der Ver- 
sicherungspflicht befreit Personen, denen 
vom Bund, einem Lande, einem Gemeinde- 
verband, einer Gemeinde, einem Träger der 
Sozialversicherung, der Bundesai*:talt für 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche- 
rung, der Bank deutscher Länder, der Ber- 
liner Zentralbank, den Landeszentralbanken 
und den als öffentlich-rechtliche Körper- 
schaften anerkannten Religionsgesellschaften 
oder einem nach § 8 gleichgestellten Arbeit- 
geber nach beamtenrechtlichen Vorschriften 
oder Grundsätzen eine lebenslängliche Ver- 
sorgung bewilligt und Hinterbliebenenver- 
sorgung gewährleistet ist. 


(§ 8 ) 

(1) Auf Antrag des Arbeitgebers werden 
von der Versicherungspflicht befreit Perso- 
nen, die in Betrieben oder im Dienst anderer 
als der in § 6 Abs. 1 Nr. 3 und 4 genannten 
öffentlich-rehtlichen Körperschaften oder 
anderer öffentlich-rechtlicher Verbände oder 
der Verbände von Trägern der Sozialver- 
sicherung oder an nicht öffentlichen Schulen 
oder Anstalten als Lehrer und Erzieher be- 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

(§3) 

(2) Besteht die Besatzung eines Schiffes, 
das unter ausländischer Flagge fährt, ganz 
oder teilweise aus Seeleuten, die Deutsche im 
Sinne des Artikels 116 des Grundgesetzes 
sind, so sind diese Besatzungsmitglieder, so- 
fern sie auf Grund ihrer Beschäftigung nach 
Absatz 1 Nr. 7 versicherungspflichtig wären, 
auf Antrag des Reeders nadi den Vorschrif- 
ten dieses Gesetzes zu versichern, wenn der 
Staat, dessen Flagge das Schiff führt, der Ver- 
sicherung nicht widerspricht. Über den An- 
trag entscheidet die Seekasse. 

(§ 7) 

(1) Auf ihren Antrag werden von der Ver- 
sicherungspflicht befreit Personen, denen 
vom Bund, einem Lande, einem Gemeinde- 
verband, einer Gemeinde, einem Träger der 
Sozialversicherung, der Bundesanstalt für 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche- 
rung, der Bank deutscher Länder, der Ber- 
liner Zentralbank, den Landeszentralbanken 
und den als öffentlich-rechtliche Körper- 
schaften anerkannten Religionsgesellschaften 
oder einem nach § 8 gleichgestellten Arbeit- 
geber- nach beamtenrechtlichen Vorschriften 
oder Grundsätzen eine lebenslängliche Ver- 
sorgung bewilligt und Hinterbliebenenver- 
sorgung gewährleistet Ist. 

(1 a) Auf ihren Antrag werden ferner von 
Vier Versicfaerungspflicfat befreit Personen, die 
auf Grund einer durch Gesetz angeordneten 
oder auf Gesetz beruhenden Verpflichtung 
Mitglieder einer öffentHch-rechtlidien Ver- 
sicherungs- oder V ersorgungseinriditung 
ihrer Berufsgruppc sind. 

(§ 8 ) 

(1) Auf Antrag des Arbeitgebers werden 
von der Versicherungspflicht befreit Perso- 
nen, die in Betrieben oder im Dienst anderer 
als der in § 6 Abs. 1 Nr. 3 und 4 genannten 
öffentlich-rechtlichen Körperschaften oder 
anderer öffentlich-rechtlicher Verbände oder 
der Verbände von Trägern der Sozialver- 
sicherung oder an nicht öffentlichen Schulen 
oder Anstalten als Lehrer und Erzieher be- 


5 



Arbefterrmtenverslcherung 


Beschlüsse des 2 8. Ausschusses 


(§ 1233) 

(1) Wer weder nach diesem Gesetz noch 
nach dem Angestelltenversicherungsgesetz, 
dem Reichsknappschaftsgesetz oder dem Ge- 
setz über die Altersversorgung für das Deut- 
sche Handwerk versicherungspflichtig ist und 
innerhalb von zehn Jahren 60 Kalender- 
monate lang eine rentenversicherungspflich- 
tige Beschäftigung ausgeübt hat, kann die 
Versicherung freiwillig fortsetzen (Weiterver- 
sicherung). Nach Erreichen der Altersgrenze 
für die Gewährung des Altersruhegeldes ist 
eine Weiterversicherung nur zulässig, wenn 
der Versicherte ein Altersruhegeld aus ddr 
Rentenversicherung der Arbeiter, der Ren- 
tenversicherung der Angestellten oder der 
knappschaftllchen Rentenversicherung nicht 
bezieht. 


(§ 1241) 

(1) Ist die Erwerbsfähigkeit eines Ver- 
sicherten Infolge einer Erkrankung gefähr- 
det oder gemindert und kann sie voraussicht- 
lich erhalten, wesentlich gebessert oder wie- 
derhergestellt werden, so kann der Träger 
der Rentenversicherung der Arbeiter Maß- 
nahmen in dem in § 1242 bestimmten Um- 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 


(§ 1233) 

(1) Wer weder nach diesem Gesetz noch 
nach dem Angestellten Versicherungsgesetz, 
dem Reichsknappschaftsgesetz oder dem Ge- 
setz über die Altersversorgung für das Deut- 
sche Handwerk versicherungspflichtig ist und 
innerhalb von zehn Jahren während minde- 
stens 60 Kalendermonaten Beiträge für eine 
rentenversicherungspflichtige Beschäftigung 
oder Tätigkeit entrichtet hat, kann die Ver- 
sicherung freiwillig fortsetzen (Weiterver- 
sicherung). Nach Erreichen der Altersgrenze 
füt die Gewährung des Altersruhegeldes ist 
eine Weiterversicherung nur zulässig, wenn 
der Versicherte ein Altersruhegeld aus der 
Rentenversicherung der Arbeiter, der Ren- 
tenversicherung der Angestellten oder der 
knappschaftllchen Rentenversicherung nicht 
bezieht. 


(§ 1241) 

(1) Ist die Erwerbsfähigkeit eines Ver- 
sicherten infolge von Krankheit oder anderen 
Gebrechen oder Schwäche seiner körperlichen 
oder geistigen Kräfte gefährdet oder gemin- 
dert und kann sie voraussichtlich erhalten, 
wesentlich gebessert oder wiederhergestellt 
werden, so kann der Träger der Rentenver- 
sicherung der Arbeiter Maßnahmen in dem 
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Angesteütenversicherung 


Beschlüsse des 2 8. Ausschusses 


schäftigt sind, wenn ihnen Anwartschaft auf 
lebensrängliche Versorgung und auf Hinter- 
bliebenenversorgung nach beamtenrecht- 
licJien Vorsdiriften oder Grundsätzen ge- 
währleistet ist. Die Befreiung darf nur erfol- 
gen, wenn die Erfüllung der Gewährleistung 
gesichert ist; sie kann an Auflagen gebun- 
den werden. Die Befreiung kann für alle der- 
zeitigen und zukünftigen Beschäftigten oder 
für Gruppen von ihnen oder für bestimmte 
Personen ausgesprochen werden. Die Be- 
freiung wirkt von der Verleihung der An- 
wartschaft an, wenn sie innerlich von zwei 
Monaten danach beantragt wird, sonst vom 
Eingang des Antrages an. Über den Antrag 
entscheiden die nach § 6 Abs. 2 zuständigen 
Stellen. 


(§ 10 ) 

(1) Wer weder nach diesem Gesetz noch 
nach dem Gesetz über die Rentenversiche- 
rung der Arbeiter, dem Reichsknappschafts- 
gesetz oder dem Gesetz über die Altersver- 
sorgung für das Deutsche Handwerk ver- 
sicherungspflichtig ist und innerhalb von 
zehn Jahren 60 Kalendermonate lan^ eine 
rentenversicherungspflichtige Beschäftigung 
aiiS9:eübt hat, kann die Versicherung freiwil- 
lig fortsetzen (Weiterversicherung). Nach Er- 
reichen der Altersgrenze für die Gewährung 
des Altersruhegeldes Ist eine Weiterversiche- 
rung nur zulässig, wenn der Versicherte ein 
Altersruhegeld aus der Rentenversicherung 
der Angestellten, der Rentenversicherung der 
Arbeiter oder der knappschaftllchen Renten- 
versicherung nicht bezieht. 


(§ 13 ) 

(1) Ist die Erwerbsfähigkeit eines Ver- 
sicherten Infolge einer Erkrankung gefährdet 
oder gemindert und kann sie voraussichtlich 
erhalten, wesentlich gebessert oder wleder- 
hergestellt werden, so kann die Bundesver- 
sicherungsanstalt für Angestellte Maßnahmen 
in dem In § 14 bestimmten Umfang zur Er- 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

schäftigt sind, wenn ihnen Anwartschaft auf 
lebenslängliche Versorgung und auf Hinter- 
bliebenenversorgung nach beamtenrecht- 
lichen Vorschriften oder Grundsätzen ge- 
währleistet ist. Die Befreiung darf nur erfol- 
gen, wenn die Erfüllung der Gewährleistung 
gesichert Ist; sie kann an Auflagen gebun- 
den werden. Die Befreiung kann für alle der- 
zeitigen und zukünftigen Beschäftigten oder 
für Gruppen von ihnen oder für bestimmte 
Personen ausgesprochen werden. Die Be- 
freiung wirkt von der Verleihung der An- 
wartschaft an, wenn sie innerhalb von zwei 
Monaten danach beantragt wird, sonst vom 
Eingang des Antrages an. Über den Antrag 
entscheiden die nach § 6 Abs. 2 zuständigen 
Stellen. 


(§ 10 ) 

(1) Wer weder nach diesem Gesetz noch 
nach dem Gesetz über die Rentenversiche- 
rung der Arbeiter, dem Reichsknappschafts- 
gesetz oder dem Gesetz über die Altersver- 
sorgung für das Deutsche Handwerk ver- 
sicherungspflichtig Ist und Innerhalb von 
zehn Jahren während mindestens 60 Kalen- 
dermonaten Beiträge für eine rentenversiche- 
rungspflichtige Beschäftigung oder Tätigkeit 
entrichtet hat, kann die Versicherung frei- 
willig fortsetzen (Weiterversicherung). Nach 
Erreichen der Altersgrenze für die Gewährung 
des Altersruhegeldes Ist eine Weiterversiche- 
rung nur zulässig, wenn der Versicherte ein 
Altersruhegeld aus der Rentenversicherung 
der Angestellten, der Rentenversicherung der 
Arbeiter oder der knappschaftllchen Renten- 
versicherung nicht bezieht. 


(§ 13) 

(1) Ist die Erwerbsfähigkeit eines Ver- 
sicherten Infolge von Krankheit oder anderen 
Gebrechen oder Schwäche seiner körperlichen 
oder geistigen Kräfte gefährdet oder gemin- 
dert und kann sie voraussichtlich erhalten, 
wesentlich gebessert oder wiederhergestellt 
werden, so kann die Bundesversicherungsan- 
stalt für Angestellte Maßnahmen in dem in 
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Arbeiterrentenversicherung 


Beschlüsse des 2 8. Ausschusses 


fang zur Erhaltung, Besserung oder Wieder- 
herstellung der Erwerbsfähigkeit gewähren. 


(§ 1246) 

(2) Die Höhe des Übergangsgeldes wird 
durch übereinstimmende Beschlüsse der Or- 
gane des Trägers der Rentenversicherung 
unter Berücksichtigung der Zahl der von 
dem Betreuten vor Beginn der Maßnahmen 
überwiegend unterhaltenen Familienangehö- 
rigen festgesetzt. Das Übergangsgeld für Ver- 
sicherte beträgt mindestens 50 vom Hundert 
und höchstens 80 vom Hundert des Arbeits- 
entgelts oder Arbeitseinkommens, das im 
Durchschnitt der letzten zwölf mit Beiträgen 
belegten Monate der Beitragsentrichtung zu- 
grunde lag. Sind Beiträge durch Verwendung 
von Beitragsmarken entrichtet, so sind bei 
der Berechnung die Beträge anzusetzen, die 
den Mittelwerten der den Beltragsklassen 
nach § 1386 zugeordneten Arbeitsentgelten 
oder Arbeitseinkommen entsprechen. Wer- 
den dem Betreuten Unterkunft und Ver- 
pflegung gewährt, so kann das Übergangs- 
geld bis auf ein Drittel des nach den Sätzen 2 
und 3 zu gewährenden Betrages ermäßigt 
werden. 


(§ 1248) 

(1) Entzieht sich ein Versicherter ohne 
triftigen Grund der Durchführung einer von 
dem Träger der Rentenversicherung vorge- 
sehenen Maßnahme der Heilbehandlung 
oder einer nach der bisherigen Berufstätig- 
keit des Versicherten zumutbaren Maß- 
nahme der Berufsförderung oder einer Maß- 
nahme der sozialen Betreuung (§ 1242 Abs. 1 
bis 4), so kann ihm die Rente wegen Be- 
rufsunfähigkeit oder wegen Erwerbsunfähig- 
keit ganz oder teilweise auf Zeit versagt wer- 
den, wenn Berufsunfähigkeit oder Erwerbs- 
unfähigkeit in den nächsten drei Jahren nach 
der Weigerung elntritt und ganz oder über- 
wiegend auf Umständen beruht, zu deren 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

in § 1242 bestimmten Umfang zur Erhaltung, 
Besserung oder Wiederherstellung der Er- 
werbsfähigkeit gewähren. 

(§ 1246) 

(2) Die Höhe des Übergangsgeldes wird 
durch übereinstimmende Beschlüsse der Or- 
gane des Trägers der Rentenversicherung 
unter Berücksichtigung der Zahl der von 
dem Betreuten vor Beginn der Maßnahmen 
überwiegend unterhaltenen Familienangehö- 
rigen festgesetzt. Das Übergangsgeld für Ver- 
sicherte beträgt mindestens 50 vom Hundert 
und höchstens 80 vom Hundert des Arbeits- 
entgelts oder Arbeitseinkommens, das im 
Durchschnitt der letzten zwölf mit Beiträgen 
belegten Monate oder, wenn dies für den Be- 
treuten günstiger ist, im Durchschnitt der 
letzten 36 mit Beiträgen belegten Monate der 
Beitragsentrichtung zugrunde lag. Sind Bei- 
träge durch Verwendung von Beitragsmarken 
entrichtet, so sind bei der Berechnung die 
Beträge anzusetzen, die den Mittelwerten der 
den Beltragsklassen nach § 1386 zugeordneten 
Arbeitsentgelten oder Arbeitseinkommen 
entsprechen. Werden dem Betreuten Unter- 
kunft und Verpflegung gewährt, so kann das 
Übergangsgeld bis auf ein Drittel des nach 
den Sätzen 2 und 3 zu gewährenden Betrages 
ermäßigt werden. 


(§ 1248) 

(1) Entzieht sich ein Versicherter ohne 
triftigen Grund der Durchführung einer von 
dem Träger der Rentenversicherung vorge- 
sehenen Maßnahme der Heilbehandlung 
oder einer nach der bisherigen Berufstätig- 
keit des Versicherten zumutbaren Maß- 
nahme der Berufsförderung oder einer nach- 
gehenden Maßnahme (§ 1242 Abs. 1 bis 4), so 
kann ihm die Rente wegen Berufsunfähigkeit 
oder wegen Erwerbsunfähigkeit ganz oder 
teilweise auf Zeit versagt werden, wenn Be- 
rufsunfähigkeit oder Erwerbsunfähigkeit in 
den nächsten drei Jahren nach der Weigerung 
elntritt und ganz oder überwiegend auf Um- 
ständen beruht, zu deren Behebung dievorge- 
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Angestelltenversicherung 


Beschlüsse des 2 8. Ausschusses 


haltung, Besserung oder Wiederherstellung 
der Erwerbsfähigkeit gewähren. 


(§ 18 ) 

(2) Die Höhe des Übergangsgeldes wird 
durch übereinstimmende Beschlüsse der Or- 
gane der Bundesversicherungsanstalt für An- 
gestellte unter Berücksichtigung der Zahl der 
von dem Betreuten vor Beginn der Maßnah- 
men überwiegend unterhaltenen Familienan- 
gehörigen festgesetzt. Das Übergangsgeld für 
Versicherte beträgt mindestens 50 vom Hun- 
dert und höchstens 80 vom Hundert des 
Arbeitsentgelts oder Arbeitseinkommens, das 
im Durchschnitt der letzten zwölf mit Bei- 
trägen belegten Monate der Beitragsentrich- 
tung zugrunde lag. Sind Beiträge durch Ver- 
wendung von Beitragsmarken entrichtet, so 
sind bei der Berechnung die Beträge anzu- 
setzen, die den Mittelwerten der den Beitrags- 
klassen nach § 113 zugeordneten Arbeitsent- 
gelten oder Arbeitseinkommen entsprechen. 
Werden dem Betreuten Unterkunft und Ver- 
pflegung gewährt, so kann das Übergangs- 
geld bis auf ein Drittel des nach den Sätzen 
2 und 3 zu gewährenden Betrages ermäßigt 
werden. 


(§ 20 ) 

(1) Entzieht sich ein Versicherter ohne trif- 
tigen Grund der Durchführung einer von der 
Bundesversicherungsanstalt für Angestellte 
vorgesehenen Maßnahme der Heilbehandlung 
oder einer nach der bisherigen Berufstätig- 
keit des Versicherten zumutbaren Maßnahme 
der Berufsförderung oder einer Maßnahme 
der sozialen Betreuung (§14 Abs. 1 bis 4), 
so kann ihm die Rente wegen Berufsunfähig- 
keit oder wegen Erwerbsunfähigkeit ganz 
oder teilweise auf Zeit versagt werden, wenn 
Berufsunfähigkeit oder Erwerbsunfähigkeit 
in den nächsten drei Jahren nach der Weige- 
rung eintritt und ganz oder überwiegend auf 
Umständen beruht, zu deren Behebung die 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

§ 14 bestimmten Umfang zur Erhaltung, 
Besserung oder Wiederherstellung der Er- 
werbsfähigkeit gewähren. 


(§ 18 ) 

(2) Die Höhe des Übergangsgeldes wird 
durch übereinstimmende Beschlüsse der Or- 
gane der Bundesversicherungsanstalt für An- 
gestellte unter Berücksichtigung der Zahl der 
von dem Betreuten vor Beginn der Maßnah- 
men überwiegend unterhaltenen Familienan- 
gehörigen festgesetzt. Das Übergangsgeld für 
Versicherte beträgt mindestens 50 vom Hun- 
dert und höchstens 80 vom Hundert des 
Arbeitsentgelts oder Arbeitseinkommens, das 
im Durchschnitt der letzten zwölf mit Bei- 
trägen belegten Monate oder, wenn dies für 
den Betreuten günstiger ist, im Durchschnitt 
der letzten 36 mit Beiträgen belegten Monate 
der Beitragsentrichtung zugrunde lag. Sind 
Beiträge durch Verwendung von Beitrags- 
marken entrichtet, so sind bei der Berechnung 
die Beträge anzusetzen, die den Mittelwerten 
der den Beitragsklassen nach § 113 zugeord- 
neten Arbeitsentgelten oder Arbeitseinkom- 
men entsprechen. Werden dem Betreuten 
Unterkunft und Verpflegung gewährt, so 
kann das Übergangsgeld bis auf ein Drittel 
des nach den Sätzen 2 und 3 zu gewährenden 
Betrages ermäßigt werden. 


(§ 20 ) 

(1) Entzieht sich ein Versicherter ohne trif- 
tigen Grund der Durchführung einer von der 
Bundesversicherungsanstalt für Angestellte 
vorgesehenen Maßnahme der Heilbehandlung 
oder einer nadi der bisherigen Berufstätig- 
keit des Versicherten zumutbaren Maßnahme 
der Berufsförderung oder einer nachgehenden 
Maßnahme (§14 Abs. 1 bis 4), so kann ihm 
die Rente wegen Berufsunfähigkeit oder we- 
gen Erwerbsunfähigkeit ganz oder teilweise 
auf Zeit versagt werden, wenn Berufsunfähig- 
keit oder Erwerbsunfähigkeit in den nächsten 
drei Jahren nach der Weigerung eintritt und 
ganz oder überwiegend auf Umständen be- 
ruht, zu deren Behebung die vorgesehene 
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Arbeiterrentenversicherung 


Beschlüsse des 28. Ausschusses 

Behebung die vorgesehene Maßnahme durch- 
geführt werden sollte. Der Versicherte ist auf 

diese Folge vorher schriftlich hinzuweisen. 

(§ 1256) 

(1) Für die Erfüllung der Wartezeit wer- 
den als Ersatzzeiten angerechnet 

1. Zeiten des militärischen oder militärähn- 
lidien Dienstes im Sinne der §§ 2 und 3 
des Bundesversorgungsgesetzes, die auf 
Grund gesetzlicher Dienst- oder Wehr- 
pflicht oder während eines Krieges gelei- 
stet worden sind, sowie Zeiten der Kriegs- 
gefangenschaft und einer anschließenden 
Krankheit oder unverschuldeten Arbeits- 
losigkeit, 

2 

3 

4 

5 

6 die Zeit vom 1. Januar 1945 bis 31. De- 
zember 1946 sowie außerhalb dieses Zeit- 
raumes liegende Zeiten der Vertreibung 
und einer anschließenden Krankheit oder 
unverschuldeten Arbeitslosigkeit bei Per- 
sonen im Sinne der §§ 1 bis 4 des Bundes- 
vertriebenengesetzes. 

§ 1257 
bleibt frei 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

schene Maßnahme durchgeführt werden soll- 
te. Der Versicherte ist auf diese Folge vor- 
her schriftlidi hinzuweisen. 

(S 1256) 

(1) Für die Erfüllung der Wartezeit wer- 
den als Ersatzzeiten angerechnet 

1. Zeiten des militärischen oder militärähn- 
lichen Dienstes im Sinne der §§ 2 und 3 
des Bundesversorgungsgesetzes, der auf 
Grund gesetzlicher Dienst- oder Wehr- 
pflicht oder während eines Krieges gelei- 
stet worden ist, sowie Zeiten der Kriegs- 
gefangenschaft und einer anschließenden 
Krankheit oder unverschuldeten Arbeits- 
losigkeit, 

2 

3 

4 

5 

6. die Zeit vom 1. Januar 1945 bis 31. De- 
zember 1946 sowie außerhalb dieses Zeit- 
raumes liegende Zeiten der Vertreibung 
oder Flucht und einer anschließenden 
Krankheit oder unverschuldeten Arbeits- 
losigkeit bei Personen im Sinne der §§ 1 
bis 4 des Bundesvertriebenengesetzes. 

§ 1257 

Die Wartezeit gilt ah erfüllt, wenn der 
Versicherte 

1. infolge eines Arbeitsunfalls oder 

2. während oder infolge eines militärischen 
oder militärähnlichen Dienstes im Sinne 
der §§ 2 und 3 des Bundesversorgungs- 
gesetzes, der auf Grund gesetzlicher 
Dienst- oder Wehrpflicht oder während 
eines Krieges geleistet worden ist, so- 
wie während der Kriegsgefangenschaft 
oder 


3. infolge unmittelbarer Kriegseinwirkung 
im Sinne des § 5 des Bundesversor- 
gungsgesetzes oder 
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Angestelltenversicherung 


Beschlüsse des 2 8. Ausschusses 


vorgesehene Maßnahme durchgeführt werden 
sollte. Der Versicherte ist auf diese Folge vor- 
her schriftlich hinzuweisen. 

(§ 27) 

(1) Für die Erfüllung der Wartezeit wer- 
den als Ersatzzeiten angerechnet 

1. Zeiten des militärischen oder militärähn- 
lichen Dienstes im Sinne der §§ 2 und 3 
des Bundesversorgungsgesetzes, die auf 
Grund gesetzlicher Dienst- oder Wehr- 
pflicht oder während eines Krieges gelei- 
stet worden sind, sowie Zeiten der Kriegs- 
gefangenschaft und einer anschließenden 
Krankheit oder unverschuldeten Arbeits- 
losigkeit, 

2 

3 

4 

5 

6. die Zeit vom 1. Januar 1945 bis 31. De- 
zember 1946 sowie außerhalb dieses Zeit- 
raumes liegende Zeiten der Vertreibung 
und einer anschließenden Krankheit oder 
unverschuldeten Arbeitslosigkeit bei Per- 
sonen im Sinne der §§ 1 bis 4 des Bundes- 
vertriebenengesetzes. 


Beschlüsse des Bun-destages 
in zweiter Beratung 

Maßnahme durchgeführt werden sollte. Der 
Versicherte ist auf diese Folge vorher schrift- 
lich hinzuweisen. 

(§ 27) 

(1) Für die Erfüllung der Wartezeit wer- 
den als Ersatzzeiten angerechnet 

1. Zeiten des militärischen oder militärähn- 
lichen Dienstes im Sinne der §§ 2 und 3 
des Bundesversorgungsgesetzes, der auf 
Grund gesetzlicher Dienst- oder Wehr- 
pflicht oder während eines Krieges gelei- 
stet worden ist, sowie Zeiten der Kriegs- 
gefangenschaft und einer anschließenden 
Krankheit oder unverschuldeten Arbeits- 
losigkeit, 

2 

3 

4 

5 

6. die Zeit vom 1. Januar 1945 bis 31. De- 
zember 1946 sowie außerhalb dieses Zeit- 
raumes liegende Zeiten der Vertreibung 
oder Flucht und einer anschließenden 
Krankheit oder unverschuldeten Arbeits- 
losigkeit bei Personen im Sinne der §§ 1 
bis 4 des Bundesvertriebenengesetzes. 

§ 27 a 

Die Wartezeit gilt als erfüllt, wenn der 
Versicherte 

1. infolge eines Arbeitsunfalls oder 

2. während oder infolge eines militärischen 
oder militärähnlichen Dienstes im Sinne 
der §§ 2 und 3 des Bundesversorgungs- 
gesetzes, der auf Grund gesetzlicher 
Dienst- oder Wehrpflicht oder während 
eines Krieges geleistet worden ist, so- 
wie während der Kriegsgefangenschaft 
oder 


3. infolge unmittelbarer Kriegseinwirkung 
im Sinne des § 5 des Bundesversor- 
gungsgesetzes oder 
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Arbeiterrentenversicherung 


Beschlüsse des 2 8. Ausschusses 


(§ 1262) 


§ 1263 

(1) Ausfallzeiten im Sinne des § 1262 sind 
1 


2. Zeiten, in denen eine versicherungspflich- 
tige Beschäftigung oder Tätigkeit durch 
eine länger als sechs Wochen andauernde 
Arbeitslosigkeit unterbrochen worden ist, 
wenn der bei einem deutschen Arbeitsamt 
als Arbeitsuchender gemeldete Arbeitslose 

a) versicherungsmäßiges Arbeitslosengeld 
(Arbeitslosenunterstützung) oder 

b) Arbeitslosenhilfe (Krisenunterstützung, 
Arbeitslosenfürsorge) oder 

c) Unterstützung aus der öffentlichen 
Fürsorge oder 

d) Familienunterstützung 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

4. als Verfolgter des Nationalsozialismus 
im Sinne des § 1 des Bundesentschädi- 
gungsgesetzes infolge von Maßnahmen 
im Sinne des § 2 des Bundesentschädi- 
gungsgesetzes oder 

5. während oder infolge der Internierung 
oder der Verschleppung im Sinne des 
§ 1 Abs. 3 und 4 des Heimkehrergeset- 
zes oder 

6. als Vertriebener oder Sowjetzonen- 
flüchtling im Sinne der §§ 1 bis 4 des 
Bundesvertriebenengesetzes durch Fol- 
gen der Vertreibung oder Fludit 

berufsunfähig geworden oder gestorben ist. 


(§ 1262) 

(5) In den Fällen des § 1257 gelten minde- 
stens fünf Versicherungsjahre als anrech- 
nungsfähig. 

§ 1263 

(1) Ausfallzeiten im Sinne des § 1262 sind 
1 

la. Zeiten, in denen eine versicherungspflich- 
tige Beschäftigung oder Tätigkeit durch 
SAwanger Schaft oder Wochenbett unter- 
brochen worden ist, wenn sie in den Ver- 
sicherungskarten oder sonstigen Nachwei- 
sen bescheinigt sind, 

2. Zelten, in denen eine versicherungspflich- 
tige Beschäftigung oder Tätigkeit durch 
eine länger als sechs Wochen andauernde 
Arbeitslosigkeit unterbrochen worden Ist, 
vom Ablauf der sechsten Woche an, wenn 
der bei einem deutschen Arbeitsamt als 
Arbeitsuchender gemeldete Arbeitslose 

a) versicherungsmäßiges Arbeitslosengeld 
(Arbeitslosenunterstützung) oder 

b) Arbeitslosenhilfe (Krisenunterstützung, 
Arbeitslosenfürsorge) oder 

c) Unterstützung aus der öffentlichen 
Fürsorge oder 

d) Familienunterstützung 
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Angestelltenversicherung 


Beschlüsse des 2 8. Ausschusses 


(§ 33) 


§ 34 

(1) Ausfallzeiten im Sinne des § 33 sind 
1 


2. Zeiten, in denen eine versicherungspflich- 
tige Beschäftigung oder Tätigkeit durch 
eine länger als sechs Wochen andauernde 
Arbeitslosigkeit unterbrochen worden ist, 
wenn der bei einem deutschen Arbeitsamt 
als Arbeitsuchender gemeldete Arbeitslose 

a) versicherungsmäßiges Arbeitslosengeld 
(Arbeitslosenunterstützung) oder 

b) Arbeitslosenhilfe (Krisenunterstützung, 
Arbeitslosenfürsorge) oder 

c) Unterstützung aus der öffentlichen 
Fürsorge oder 

d) Familienunterstützung 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

4. als Verfolgter des Nationalsozialismus 
im Sinne des § 1 des Bundesentsdiädi- 
gungsgesetzes infolge von Maßnahmen 
im Sinne des § 2 des Bundesentschädi- 
gungsgesetzes oder 

5. während oder infolge der Internierung 
oder der Verschleppung Im Sinne des 
§ 1 Abs. 3 und 4 des Heimkehrergeset- 
zes oder 

6. als Vertriebener oder Sowjetzonen- 
flüchtling im Sinne der §§ 1 bis 4 des 
Bundesvertriebenengesetzes durch Fol- 
gen der Vertreibung oder Flucht 

berufsunfähig geworden oder gestorben ist. 


(§ 33) 

(5) In den Fällen des § 27a gelten minde- 
stens fünf Versicherungsjahre als anrech- 
nungsfähig. 

§ 34 

(1) Ausfallzeiten im Sinne des § 33 sind 
1 

la. Zeiten, in denen eine versicherungspflich- 
tige Beschäftigung oder Tätigkeit durch 
Schwangerschaft oder Wochenbett unter- 
brochen worden ist, wenn sie in den Ver- 
sicherungskarten oder sonstigen Nachwei- 
sen bescheinigt sind, 

2. Zeiten, in denen eine versicherungspflich- 
tige Beschäftigung oder Tätigkeit durch 
eine länger als sechs Wochen andauernde 
Arbeitslosigkeit unterbrochen worden ist, 
vom Ablauf der sechsten Woche an, 
wenn der bei einem deutschen Arbeitsamt 
als Arbeitsuchender gemeldete Arbeitslose 

a) versicherungsmäßiges Arbeitslosengeld 
(Arbeitslosenunterstützung) oder 

b) Arbeitslosenhilfe (Krisenunterstützung, 
Arbeitslosenfürsorge) oder 

c) Unterstützung aus der Öffentlichen 
Fürsorge oder 

d) Familienunterstützung 
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Arbeiterrentenversicherung 


Beschlüsse des 2 8. Ausschusses 


bezogen hat oder eine dieser Leistungen 
wegen Zusammentreffens mit anderen Be- 
zügen, wegen eines Einkommens oder we- 
gen der Berücksichtigung von Vermögen 
nicht gewährt worden ist, 

3, Zeiten einer nach Vollendung des 15. Le- 
bensjahres liegenden weiteren Schulausbil- 
dune sowie einer abgeschlossenen Fadi- 
schuT- oder Hochschulausbildung, wenn im 
Ansdiluß daran innerhalb von zwei 
Jahren eine versicherungspflichtige Be- 
schäftigung oder Tätigkeit aufgenommen 
worden ist, jedoch eine Schul- oder Fach- 
schulausbildung nur bis zur Höchstdauer 
von vier Jahren, eine Hochsdiulausbildung 
nur bis zu Höchstdauer von fünf Jahren, 


4 

(2) Ausfallzeiten werden längstens bis zum 
Eintritt des Versicherungsfalles angerechnet. 


(3) Die Ausfallzeiten nach Absatz 1 Nr. 1 
und 2 werden nur dann angerechnet, wenn 
vor oder nach diesen Zeiten eine versiche- 
rungspflichtige Beschäftigung oder Tätigkeit 
während mindestens zwölf Monaten ausge- 
übt worden ist. Die Ausfallzeiten nach Ab- 
satz 1 Nr. 3 werden nur dann angerechnet y 
zvenn vor oder nach diesen Zeiten innerhalb 
von zehn Jahren während mindestens 60 Ka- 
lendermonaten eine rentenversicherungspflich- 
tige Beschäftigung oder Tätigkeit ausgeübt 
worden ist. 


(§ 1267) 

(2) Die Hinterbliebenenrenten werden ge- 
währt, wenn für den Verstorbenen zur Zeit 
seines Todes eine Versicherungszeit von 
60 Kalendermonaten zurückgelegt ist. 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

bezogen hat oder eine dieser Leistungen 
wegen Zusammentreffens mit anderen Be- 
zügen, wegen eines Einkommens oder we- 
gen der Berücksichtigung von Vermögen 
nicht gewährt worden ist, 

3. Zeiten einer nach Vollendung des 15. Le- 
bensjahres liegenden weiteren Schulausbil- 
dung sowie einer abgeschlossenen Fach- 
schul- oder Hochschulausbildung, wenn im 
Anschluß daran oder nach Beendigung ei- 
ner an die Schul-, Fachschul- oder Hoch- 
schulausbildung anschließenden Ersatzzeit 
im Sinne des § 1256 innerhalb von zwei 
Jahren eine versicherungspflichtige Beschäf- 
tigung oder Tätigkeit aufgenommen wor- 
den ist, jedoch eine Schul- oder Fachschul- 
ausbildung nur bis zur Höchstdauer von 
vier Jahren, eine Hochschulausbildung 
nur bis zur Höchstdauer von fünf Jahren, 

4 

(2) Ausfallzeiten werden längstens bis zum 
Eintritt des Versicherungsfalles angerechnet. 

Zeiten der Arbeitslosigkeit im Sinne des Ab- 
satzes 1 Nr* 2, in denen ein Altersruhegeld 
nach § 1253 Abs. 2 bezogen wurde, gelten 
nicht als Ausfallzeiten, 

(3) Die Ausfallzeiten nach Absatz 1 werden 
nur dann angerechnet, wenn die Zeit vom 
Eintritt in die Versicherung bis zum Eintritt 
des Versicherungsfalles mindestens zur Hälfte, 
jedoch nicht unter 60 Monaten, mit Beiträ- 
gen für eine rentenversicherungspflichtige 
Beschäftigung oder Tätigkeit belegt ist. Bei 
Versicherten, die nur wegen Überschreitens 
der Jahresarbeitsverdienstgrenze versiche- 
rungsfrei werden und die freiwillige Ver- 
sicherung fortsetzen, stehen die nach Eintritt 
der Versicherungsfreiheit entrichteten frei- 
willigen Beiträge den Pflichtbeiträgen gleich. 


(§ 1267) 

(2) Die Hinterbliebenenrenten werden ge- 
währt, wenn für den Verstorbenen zur Zeit 
seines Todes eine Versicherungszeit von 
60 Kalendermonaten zurückgelegt ist oder 
die Wartezeit nach § 1257 als erfüllt gilt. 


14 



Angestelltenversicherung 


Beschlüsse des 2 8. Ausschusses 


bezogen hat oder eine dieser Leistungen 
wegen Zusammentreffens mit anderen Be- 
zügen, wegen eines Einkommens oder we- 
gen der Berücksichtigung von Vermögen 
nicht gewährt worden ist, 

3. Zeiten einer nach Vollendung des 15. Le- 
bensjahres liegenden weiteren Schulausbil- 
dung sowie einer abgeschlossenen Fach- 
schul- oder Hochschulausbildung, wenn im 
Anschluß daran innerhalb von zwei Jahren 
eine versicherungspflichtige Beschäftigung 
oder Tätigkeit aufgenommen worden ist, 
jedoch eine Schul- oder Fachschulausbil- 
dung nur bis zur Höchstdauer von vier 
Jahren, eine Hochschulausbildung nur bis 
zur Höchstdauer von fünf Jahren, 


4 

(2) Ausfallzeiten werden längstens bis zum 
Eintritt des Versicherungsfalles angerechnet. 


(3) Die Ausfallzeiten nach Absatz 1 Nr. 1 
und 2 werden nur dann angerechnet, wenn 
vor oder nach diesen Zeiten eine versiche- 
rungspflichtige Beschäftigung oder Tätigkeit 
während mindestens zwölf Monaten ausge- 
übt worden ist. Die Ausfallzeiten nach Ab- 
satz 1 Nr. 3 werden nur dann angerechnet y 
wenn vor oder nach diesen Zeiten innerhalb 
von zehn Jahren während mindestens 60 Ka- 
lendermonaten eine rentenversicherungspflich- 
tige Beschäftigung oder Tätigkeit ausgeübt 
worden ist. 


(S 38) 

(2) Die Hinterbliebenenrenten werden ge- 
währt, wenn für den Verstorbenen zur Zeit 
seines Todes eine Versicherungszeit von 
60 Kalendermonaten zurückgelegt ist. 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

bezogen hat oder eine dieser Leistungen 
wegen Zusammentreffens mit anderen Be- 
zügen, wegen eines Einkommens oder we- 
gen der Berücksichtigung von Vermögen 
nicht gewährt worden ist, 

3. Zeiten einer nach Vollendung des 15. Le- 
bensjahres liegenden weiteren Schulausbil- 
dung sowie einer abgeschlossenen Fach- 
schul- oder Hochschulausbildung, wenn im 
Anschluß daran oder nach Beendigung ei- 
ner an die Schul-, Fadisdiul- oder Hoch- 
schulausbildung anschließenden Ersatzzeit 
im Sinne des § 27 innerhalb von zwei Jah- 
ren eine versicherungspflichtige Beschäfti- 
gung oder Tätigkeit aufgenommen worden 
ist, jedoch eine Schul- oder Fachschulaus- 
bildung nur bis zur Höchstdauer von vier 
Jahren, eine Hochschulausbildung nur bis 
zur Höchstdauer von fünf Jahren, 

4 

(2) Ausfallzeiten werden längstens bis zum 
Eintritt des Versicherungsfalles angerechnet. 

Zeiten der Arbeitslosigkeit im Sinne des Ab- 
satzes 1 Nr, 2, in denen ein Altersruhegeld 
nach § 24 Abs. 2 bezogen wurde, gelten 
nicht als Ausfallzeiten. 

(3) Die Ausfallzeiten nach Absatz 1 werden 
nur dann angerechnet, wenn die Zeit vom 
Eintritt in die Versicherung bis zum Eintritt 
des Versicherungsfalles mindestens zur Hälfte, 
jedoch nicht unter 60 Monaten, mit Beiträ- 
gen für eine rentenversicherungspflichtige 
Beschäftigung oder Tätigkeit belegt ist. Bei 
Versicherten, die nur wegen Überschreitens 
der Jahresarbeitsverdienstgrenze versiche- 
rungsfrei werden und die freiwillige Ver- 
sicherung fortsetzen, stehen die nach Eintritt 
der Versicherungsfreiheit entrichteten frei- 
willigen Beiträge den Pflichtbeiträgen gleich. 


(S 38) 

(2) Die Hinterbliebenenrenten werden ge- 
währt, wenn für den Verstorbenen zur Zeit 
seines Todes eine Versicherungszeit von 
60 Kalendermonaten zurückgelegt ist oder 
die Wartezeit nach § 27 a als erfüllt gilt. 
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Arbeiterrentenversicherung 


Beschlüsse des 2 8. A u s s c hu ss e s 


(§ 1272) 

(4) Für die ersten drei Monate wird an 
Stelle der Rente nach den Absätzen 1 bis 3 
die Rente ohne Kinderzuschuß gewährt, die 
dem Versicherten im Zeitpunkt seines Todes 
Zustand, oder, wenn der Versicherte zu die- 
sem Zeitpunkt nicht rentenberechtigt war, 
die Rente des Versicherten ohne Kinder- 
zuschuß, aus der die Rente nach den Absät- 
zen 1 bis 3 zu berechnen ist. 


(5) Sind mehrere Berechtigte nach § 1268 und 
§ 1269 oder nach § 1270 Abs. 1 und 2 vorhan- 
den, so erhält jeder von ihnen nur den Teil 
der für ihn nach den Absätzen 1 bis 4 zu be- 
rechnenden Rente, der im Verhältnis zu den 
anderen Berechtigten der Dauer seiner Ehe 
mit dem Versicherten entspricht. Ist nach Fest- 
stellung der Renten ein weiterer Berechtigter 
zu berücksichtigen, so sind die Renten nach 
der Vorschrift des Satzes 1 neu festzustellen 
mit Wirkung vom Ablauf des Monats, der 
dem Monat folgt, in dem der neue Feststel- 
lungsbescheid zugestellt wird. 


(§ 1273) 

(1) Der Jahresbetrag der Waisenrente ist 
bei Halbwaisen ein Zehntel, bei Vollwaisen 
ein Fünftel der nach § 1258 Abs. 2 berechneten 
Versichertenrente ohne Kinderzuschuß. § 1259 
Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend. Die Waisen- 
rente erhöht sich um den Kinderzuschuß 
(§ 1266). 


§ 1277 

Die Bundesregierung hat den gesetzgeben- 
den Körperschaften des Bundes alljährlich 
bis zum 30. September, erstmalig im Jahre 
1958, über die Finanzlage der Rentenver- 
sicherung der Arbeiter, die Entwicklung der 
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit und der 
Produktivität sowie die Veränderungen des 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

(§ 1272) 

(4) Sind mehrere Berechtigte nach § 1268 und 
§ 1269 oder nach § 1270 Abs. 1 und 2 vorhan- 
den, so erhält jeder von ihnen nur den Teil 
der für ihn nach den Absätzen 1 bis 3 zu be- 
rechnenden Rente, der im Verhältnis zu den 
anderen Berechtigten der Dauer seiner Ehe 
mit dem Versicherten entspricht. Ist nach Fest- 
stellung der Renten ein weiterer Berechtigter 
zu berücksichtigen, so sind die Renten nach 
der Vorschrift des Satzes 1 neu festzustellen 
mit Wirkung vom Ablauf des Monats, der 
dem Monat folgt, In dem der neue Feststel- 
lungsbescheid zugestellt wird. 

(5) Für die ersten drei Monate wird der 
Witwe oder dem Witwer an Stelle der Rente 
nach den Absätzen 1 bis 4 die Rente ohne 
Kinderzuschuß gewährt, die dem Versicher- 
ten Im Zeitpunkt seines Todes zustand, oder, 
wenn der Versicherte zu diesem Zeitpunkt 
nicht rentenberechtigt war, die Rente des 
Versicherten ohne Kinderzuschuß, aus der die 
Rente nach den Absätzen 1 bis 3 zu berech- 
nen ist. 


(S 1273) 

(1) Die Waisenrente beträgt bei Halbwai- 
sen ein Zehntel, bei Vollwaisen ein Fünftel 
der nach § 1258 Abs. 2 berechneten Ver- 
sichertenrente ohne Kinderzuschuß zuzüglldi 
Rententeilen aus der Höherversicherung. 
§ 1259 Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend. Die 
Waisenrente erhöht sidi um den Kinderzu- 
schuß (§ 1266). 

§ 1277 

Die Bundesregierung hat den gesetzgeben- 
den Körperschaften des Bundes alljährlich 
bis zum 30. September, erstmalig im Jahre 
1958, über die Finanzlage der Rentenver- 
sicherung der Arbeiter, die Entwicklung der 
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit und der 
Produktivität sowie die Veränderungen des 
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Beschlüsse des 2 8. Ausschusses 


(§ 44) 

(4) Für die ersten drei Monate wird an 
Stelle der Rente nach den Absätzen 1 bis 3 
die Rente ohne Kinderzuschuß gewährt, die 
dem Versicherten im Zeitpunkt seines Todes 
Zustand, oder, wenn der Versicherte zu die- 
sem Zeitpunkt nicht rentenberechtigt war, 
die Rente des Versicherten ohne Kinder- 
zuschuß, aus der die Rente nach den Absät- 
zen 1 bis 3 zu berechnen ist. 


Sind mehrere Berechtigte nach § 40 und 
§41 oder nach § 42 Abs. 1 und 2 vorhan- 
den, so erhält jeder von ihnen nur den Teil 
der für ihn nadi den Absätzen 1 bis 4 zu be- 
rechnenden Rente, der im Verhältnis zu den 
anderen Berechtigten der Dauer seiner Ehe 
mit dem Versidierten entspricht. Ist nadi Fest- 
stellung der Renten ein weiterer Berechtigter 
zu berücksichtigen, so sind die Renten nach 
der Vorschrift des Satzes 1 neu festzustellen 
mit Wirkung vom Ablauf des Mona^:^ der 
dem Monat folgt, in dem der neue Feststei- 
lungsbescheid zugestellt wird. 


(§ 45) 

(1) Der Jahresbetrag der Waisenrente ist 
bei Halbwaisen ein Zehntel, bei Vollwaisen 
ein Fünftel der nach § 28 Abs. 2 berechneten 
Versichertenrente ohne Kinderzuschuß. § 29 
Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend. Die Waisen- 
rente erhöht sich um den Kinderzuschuß 
(§ 37). 


§ 49 

Die Bundesregierung hat den gesetzgeben- 
den Körperschaften des Bundes alljährlich 
bis zum 30. September, erstmalig im Jahre 
1958, über die Finanzlage der Rentenver- 
sicherung der Angestellten, die Entwicklung 
der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit und 
der Produktivität sowie die Veränderungen 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

(§ 44) 

(4) Sind mehrere Berechtigte nach § 40 und 
§41 oder nach § 42 Abs. 1 und 2 vorhan- 
den, so erhält jeder von ihnen nur den Teil 
der für ihn nach den Absätzen 1 bis 3 zu be- 
rechnenden Rente, der im Verhältnis zu den 
anderen Berechtigten der Dauer seiner Ehe 
mit dem Versicherten entspricht. Ist nach Fest- 
stellung der Renten ein weiterer Berechtigter 
zu berücksichtigen, so sind die Renten nach 
der Vorschrift des Satzes 1 neu festzustellen 
mit Wirkung vom Ablauf des Monats, der 
dem Monat folgt, in dem der neue Feststel- 
lungsbescheid zugestellt wird. 

(5) Für die ersten drei Monate wird der 
Witwe oder dem Witwer an Stelle der Rente 
nach den Absätzen 1 bis 4 die Rente ohne 
Kinderzuschuß gewährt, die dem Versicher- 
ten im Zeitpunkt seines Todes zustand, oder, 
wenn der Versicherte zu diesem Zeitpunkt 
nicht rentenberechtigt war, die Rente des 
Versicherten ohne Kinderzuschuß, aus der die 
Rente nach den Absätzen 1 bis 3 zu berech- 
nen ist. 


(§ 45) 

(1) Die Waisenrente beträgt bei Halbwai- 
sen ein Zehntel, bei Vollwaisen ein Fünftel 
der nach § 28 Abs. 2 berechneten Versicher- 
tenrente ohne Kinderzuschuß zuzüglich Ren- 
tenteilen aus der Höhcrversichcrung. § 29 
Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend. Die Waisen- 
rente erhöht sich um den Kinderzuschuß 
(§ 37). 

§ 49 

Die Bundesregierung hat den gesetzgeben- 
den Körperschaften des Bundes alljährlich 
bis zum 30. September, erstmalig Im Jahre 
1958, über die Finanzlage der Rentenver- 
sicherung der Angestellten, die Entwicklung 
der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit und 
der Produktivität sowie die Veränderungen 
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Arbeiterrentenversicherung 


Beschlüsse des 2 8. Ausschusses 


Volkseinkommens je Erwerbstätigen in dem 
voraufgegangenen Kalenderjahr zu berichten 
und nach Anhörung des Sozialbeirates Vor- 
schläge über nach § 1276 zu treffende Maß- 
nahmen zu machen. 


§ 1292 

(1) Ist beim Tode des Berechtigten die 
Rente noch nicht ausgezahlt, so steht sie 
nacheinander zu 

dem Ehegatten, 
den Kindern, 
den Eltern, 
den Geschwistern, 


wenn sie mit dem Berechtigten zur Zeit sei- 
nes Todes in häuslicher Gemeinschaft gelebt 
haben oder von ihm wesentlich unterhalten 
worden sind. 

(2) Stirbt ein Versicherter oder ein Hinter- 
bliebener, nachdem er seinen Anspruch er- 
hoben hatte, so sind zur Fortsetzung des 
Verfahrens und zum Bezüge der bis zum 
Todestage fälligen Beträge nacheinander be- 
rechtigt 

der Ehegatte, 
die Kinder, 
die Eltern, 
die Geschwister, 

wenn sie mit dem Berechtigten zur Zeit sei- 
nes Todes in häuslicher Gemeinschaft gelebt 
haben oder von ihm wesentlich unterhalten 
worden sind. 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

Volkseinkommens je Erwerbstätigen in dem 
vor auf gegangenen Kalenderjahr zu berichten, 
das Gutachten des Sozialbeirates vorzulegen 
und Vorschläge für die nach § 1276 zu tref- 
fenden Maßnahmen zu machen. 


(§ 1283) 

(2 a) Absatz 1 und § 1282 sind auf die 
Renten nach § 1272 Abs. 5 nicht anzuwen- 
den. 


§ 1292 

(1) Ist beim Tode des Berechtigten die 
Rente noch nicht ausgezahlt, so steht sie 
nacheinander zu 

dem Ehegatten, 
den Kindern, 
den Eltern, 
den Geschwistern, 

der Haushaltsführerin im Sinne des Absat- 
zes 3, 

wenn sie mit dem Berechtigten zur Zeit sei- 
nes Todes in häuslicher Gemeinschaft gelebt 
haben oder von ihm wesentlich unterhalten 
worden sind. 

(2) Stirbt ein Versicherter oder ein Hinter- 
bliebener, nachdem er seinen Anspruch er- 
hoben hatte, so sind zur Fortsetzung des 
Verfahrens und zum Bezüge der bis zum 
Todestage fälligen Beträge nacheinander be- 
rechtigt 

der Ehegatte, 
die Kinder, 
die Eltern, 
die Geschwister, 

die Haushaltsführerin im Sinne des Absat- 
zes 3, 

wenn sie mit dem Berechtigten zur Zeit sei- 
nes Todes in häuslicher Gemeinschaft gelebt 
haben oder von ihm wesentlich unterhalten 
worden sind. 
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Angestelltenversicherung 


Beschlüsse des 2 8. Ausschusses 


des Volkseinkommens je Erwerbstätigen in 
dem voraufgegangenen Kalenderjahr zu be- 
richten und nad> Anhörung des Sozialbeirates 
Vorschläge über nach § 48 zu treffende Maß- 
nahmen zu machen. 


§ 63 

(1) Ist beim Tode des Berechtigten die 
Rente noch nicht ausgezahlt, so steht sie 
nacheinander zu 

dem Ehegatten, 
den Kindern, 
den Eltern, 
den Geschwistern, 

wenn sie mit dem Berechtigten zur Zeit sei- 
nes Todes in häuslicher Gemeinschaft gelebt 
haben oder von ihm wesentlich unterhalten 
worden sind. 

(2) Stirbt ein Versicherter oder ein Hinter- 
bliebener, nachdem er seinen Anspruch er- 
hoben hatte, so sind zur Fortsetzung des 
Verfahrens und zum Bezüge der bis zum 
Todestage fälligen Beträge nacheinander be- 
rechtigt 

der Ehegatte, 
die Kinder, 
die Eltern, 
die Geschwister, 


wenn sie mit dem Berechtigten zur Zeit sei- 
nes Todes in häuslicher Gemeinschaft gelebt 
haben oder von ihm wesentlich unterhalten 
worden sind. 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

des Volkseinkommens je Erwerbstätigen in 
dem voraufgegangenen Kalenderjahr zu be- 
richten, das Gutachten des Sozialbeirates vor- 
zulegen und Vorschläge für die nach § 48 zu 
treffenden Maßnahmen zu machen. 

(§ 55) 

(2 a) Absatz 1 und § 54 sind auf die Ren- 
ten nach § 44 Abs. 5 nicht anzuwenden. 


§ 63 

(1) Ist beim Tode des Berechtigten die 
Rente noch nicht ausgezahlt, so steht sie 
nacheinander zu 

dem Ehegatten, 
den Kindern, 
den Eltern, 
den Geschwistern, 

der Haushaltsführerin im Sinne des Absat- 
zes 3, 

wenn sie mit dem Berechtigten zur Zeit sei- 
nes Todes in häuslicher Gemeinschaft gelebt 
haben oder von ihm wesentlich unterhalten 
worden sind. 

(2) Stirbt ein Versicherter oder ein Hinter- 
bliebener, nachdem er seinen Anspruch er- 
hoben hatte, so sind zur Fortsetzung des 
Verfahrens und zum Bezüge der bis zum 
Todestage fälligen Beträge nacheinander be- 
rechtigt 

der Ehegatte, 
die Kinder, 
die Eltern, 
die Geschwister, 

die Haushaltsführerin im Sinne des Absat- 
zes 3, 

wenn sie mit dem Berechtigten zur Zeit sei- 
nes Todes in häuslicher Gemeinschaft gelebt 
haben oder von ihm wesentlich unterhalten 
worden sind. 
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Arbaiterrentenvertidierung 


Beschlüsse des 2 8. Ausschusses 


(§ 1295) 

(2) Hat eine Witwe oder ein Witwer sidi 
wieder verheiratet und wird diese Ehe ohne 
alleiniges oder überwiegendes Verschulden 
der Witwe oder des Witwers aufgelöst oder 
für nichtig erklärt, so lebt der Anspruch auf 
Witwen- oder Witwerrente wieder auf; ein 
von der Witwe oder dem Witwer infolge 
Auflösung der Ehe erworbener neuer Ver- 
sorgungs-, Unterhalts- oder Rentenanspruch 
ist auf die Witwen- oder Witwerrente anzu- 
rechnen. Eine bei der Wiederverheiratung 
gezahlte Abfindung ist in angemessenen mo- 
natlichen Teilbeträgen einzuSehalten, soweit 
sie für die Zeit nach Wiederaufleben des An- 
spruchs auf Rente gewährt ist. 


(S 1306) 


(§ 1383) 

(3) Die Bundesregierung hat die versiche- 
rungstechnische Bilanz den gesetzgebenden 
Körperschaften des Bundes zuzuleiten und 
zugleich nach Anhörung des Sozialbeirates 
1277 bis 1279) zu berichten über die 
Finanzlage der Rentenversicherung der 
Arbeiter, über die Entwicklung der wirt- 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

(3) Haushaltsführcrin ist diejenige weib- 
liche Verwandte oder Verschwägerte, die an- 
stelle der verstorbenen oder gcsdiicdcncn 
oder an der Führung des Haushalts durch 
Krankheit, Gebrechen oder Schwäche dauernd 
gehinderten Ehefrau den Haushalt des Be- 
rechtigten mindestens ein Jahr lang vor des- 
sen Tode geführt hat und von ihm überwie- 
gend unterhalten worden ist. 

(§ 1295) 

(2) Hat eine Witwe oder ein Witwer sich 
wieder verheiratet und wird diese Ehe ohne 
alleiniges oder überwiegendes Verschulden 
der Witwe oder des Witwers aufgelöst oder 
für nichtig erklärt, so lebt der Anspruch auf 
Witwen- oder Witwerrente vom Ablauf de* 
Monats, in dem die Ehe aufgelöst oder für 
nichtig erklärt ist, wenn der Antrag späte- 
stens zwölf Monate nach der Auflösung oder 
Nichtigkeitserklärung der Ehe gestellt ist, 
wieder auf; ein von der Witwe oder dem 
Witwer infolge Auflösung der Ehe erwor- 
bener neuer Versorgungs-, Unterhalts- oder 
Rentenanspruch Ist auf die Witwen- oder 
Witwerrente anzurechnen. Eine bei der Wie- 
derverheiratung gezahlte Abfindung ist in 
angemessenen monatlichen Teilbeträgen ein- 
zubehalten, soweit sie für die Zeit nach Wie- 
deraufleben des Anspruchs auf Rente ge- 
währt ist. 


(§ 1306) 

(2 a) Dasselbe gilt auch für die Witwe, 
wenn der Ansprudi auf Witwenrente wegen 
nicht erfüllter Wartezeit nicht gegeben ist. 


(§ 1383) 

(3) Die Bundesregierung hat die versiche- 
rungstechnische Bilanz den gesetzgebenden 
Körperschaften des Bundes zuzuleiten und 
zugleich nach Anhörung des Sozialbeirates 
(§§ 1277 bis 1279) zu berichten über die 
Finanzlage der Rentenversicherung der 
Arbeiter, über die Entwicklung der wirt- 
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Angestelltenvertlcherung 


Beschlüsse des 2 8. A u s s c h u s s e s 


(§ 67) 

(2) Hat eine Witwe oder ein Witwer sich 
wieder verheiratet und wird diese Ehe ohne 
alleiniges oder überwiegendes Verschulden 
der Witwe oder des Witwers aufgelöst oder 
für nichtig erklärt, so lebt der Anspruch auf 
Witwen- oder Witwerrente wieder auf; ein 
von der Witwe oder dem Witwer infolge 
Auflösung der Ehe erworbener neuer Ver- 
sorgungs-, Unterhalts- oder Rentenanspruch 
ist auf die Witwen- oder Witwerrente anzu- 
redinen. Eine bei der Wiederverheiratung 
gezahlte Abfindung ist in angemessenen mo- 
natlichen Teilbeträgen einzubehalten, soweit 
sie für die Zeit nach Wiederaufleben des An- 
spruchs auf Rente gewährt ist. 


{§ 82) 


(§ 110 ) 

(3) Die Bundesregierung hat die versiche- 
rungstechnische Bilanz den gesetzgebenden 
Körperschaften des Bundes zuzuleiten und 
zugleich nach Anhörung des Sozialbeirates 
(§§ 49 bis 51) zu berichten über die Finanz- 
lage der Rentenversicherung der Angestell- 
ten, über die Entwicklung der wirtschaft- 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

(3) Haushaltsführerin ist diejenige weib- 
liche Verwandte oder Verschwägerte, die an- 
stelle der verstorbenen oder geschiedenen 
oder an der Führung des Haushalts durch 
Krankheit, Gebrechen oder Schwäche dauernd 
gehinderten Ehefrau den Haushalt des Be- 
rechtigten mindestens ein Jahr lang vor des- 
sen Tode geführt hat und von ihm überwie- 
gend unterhalten worden ist. 

(§ 67 ) 

(2) Hat eine Witwe oder ein Witwer sich 
wieder verheiratet und wird diese Ehe ohne 
alleiniges oder überwiegendes Verschulden 
der Witwe oder des Witwers aufgelöst oder 
für nichtig erklärt, so lebt der Anspruch auf 
Witwen- oder Witwerrente vom Ablauf des 
Monats, in dem die Ehe aufgelöst oder für 
nichtig erklärt ist, wenn der Antrag späte- 
stens zwölf Monate nach der Auflösung oder 
Nichtigkeitserklärung der Ehe gestellt ist, 
wieder auf; ein von der Witwe oder dem 
Witwer infolge Auflösung der Ehe erwor- 
bener neuer Versorgungs-, Unterhalts- oder 
Rentenanspruch ist auf die Witwen- oder 
Witwerrente anzurechnen. Eine bei der Wie- 
derverheiratung gezahlte Abfindung ist in 
angemessenen monatlichen Teilbeträgen ein- 
zubehalten, soweit sie für die Zeit nach Wie- 
deraufleben des Anspruchs auf Rente ge- 
währt Ist. 


(§ 82) 

(2 a) Dasselbe gilt auch für die Witwe, 
wenn der Ansprudi auf Witwenrente wegen 
nicht erfüllter Wartezeit nicht gegeben ist. 


(§ 110 ) 

(3) Die Bundesregierung hat die versiche- 
rungstechnische Bilanz den gesetzgebenden 
Körperschaften des Bundes zuzuleiten und 
zugleich nach Anhörung des Sozialbeirates 
(§§ 49 bis 51) zu berichten über die Finanz- 
lage der Rentenversicherung der Angestell- 
ten, über die Entwicklung der wirtschaft- 
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ArbeiterrentenYorsidioning 


Beschlüsse des 2 8. Ausschusses 


schaftlichen Leistungsfähigkeit und der Pro- 
duktivität und über die Veränderung des 
Volkseinkommens je Erwerbstätigen in den 
vorausgegangenen Kalenderjahren seit der 
letzten versicherungstechnischen Bilanz. Er- 
gibt der Bericht, daß Maßnahmen des 
Gesetzgebers erforderlich sind, so hat die 
Bundesregierung gleichzeitig Gesetzgebungs- 
Vorschläge zu unterbreiten, insbesondere ob 
und inwieweit eine Änderung der Vom- 
hundertsätze der §§ 1258 und 1259 oder der 
allgemeinen Bemessungsgrundlage gemäß 
§ 1260 Abs. 2 oder des Beitragssatzes gemäß 
§ 1385 erforderlich ist. 


(§ 1385) 

(5) Der Bundesminister für Arbeit kann 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Verteidigung und dem Bundesminister 
der Finanzen für die in Absatz 3 unter Buch- 
stabe d genannten Sachbezüge pauschale Be- 
träge festsetzen. 


(§ 1386) 


(§ 1387) 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

schaftlichen Leistungsfähigkeit und der Pro- 
duktivität und über die Veränderung des 
Volkseinkommens je Erwerbstätigen in den 
vorausgegangenen Kalenderjahren seit der 
letzten versicherungstechnischen Bilanz. Das 
Gutachten des Sozialbeirates ist vorzulegen. 
Ergibt der Bericht, daß Maßnahmen des Ge- 
setzgebers erforderlich sind, so hat die Bun- 
desregierung gleichzeitig Gesetzgebungsvor- 
schläge zu unterbreiten, insbesondere ob und 
inwieweit eine Änderung der Vomhundert- 
sätze der §§ 1258 und 1259 oder der allge- 
meinen Bemessungsgrundlage gemäß § 1260 
Abs. 2 oder des Beitragssatzes gemäß § 1385 
erforderlich ist. 


(§ 1385) 

(5) Der Bundesminister für Arbeit kann 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Verteidigung und dem Bundesminister 
der Finanzen mit Zustimmung des Bundes- 
rates für die In Absatz 3 unter Buchstabe d 
genannten Sachbezüge pauschale Beträge fest- 
setzen. 


(§ 1386) 

(3) Der Bundesminister für Arbeit hat 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates in Ergänzung der Beitrags- 
klassen des Absatzes 1 jeweils eine weitere 
Beitragsklasse entsprechend der Staffelung 
der den bestehenaen Beitragsklassen zuge- 
ördneten Bruttoarbeitsentgelte oder Brutto- 
arbeitseinkommen und der Monatsbeiträge 
anzufügen, wenn die Beitragsbemessungs- 
grenze für Monatsbezüge (§ 1385 Abs. 2) 
den Anfangsbetrag des der letzten Beitrags- 
klasse zugeordneten Bruttoarbeitsentgelts 
oder Bruttoarbeitseinkommens um mehr als 
50 Deutsche Mark überschreitet. 

(§ 1387) 

(2) § 1386 Abs. 3 gilt entsprechend. 
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Angestelltenversicherung 


Beschlüsse des 2 8. Ausschusses 


liehen Leistungsfähigkeit und der Produktivi- 
tät und über die Veränderung des Volksein- 
kommens je Erwerbstätigen in den vor- 
aufgegangenen Kalenderjahren seit der letz- 
ten versicherungstechnischen Bilanz. Ergibt 
der Bericht, daß Maßnahmen des Gesetz- 
gebers erforderlich sind, so hat die Bun- 
desregierung gleichzeitig Gesetzgebungsvor- 
schläge zu unterbreiten, insbesondere ob und 
inwieweit eine Änderung der Vomhundert- 
sätze der §§ 28 und 29 oder der allgemeinen 
Bemessungsgrundlage gemäß § 30 Abs. 2 
oder des Beitragssatzes gemäß §112 erforder- 
lich ist. 


(§ 112) 

(5) Der Bundesminister für Arbeit kann 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Verteidigung und dem Bundesminister 
der Finanzen für die in Absatz 3 unter Buch- 
stabe d genannten Sachbezüge pauschale Be- 
träge festsetzen. 


(§ 113 ) 


(§ 114 ) 


Beschlüsse des Bundestages 
In zweiter Beratung 

liehen Leistungsfähigkeit und der Produktivi- 
tät und über die Veränderung des Volksein- 
kommens je Erwerbstätigen in den vor- 
aufgegangenen Kalenderjahren seit der letz- 
ten versicherungstechnischen Bilanz. Das Gut- 
achten des Sozialbeirates ist vorzulegen. Er- 
gibt der Bericht, daß Maßnahmen des Gesetz- 
gebers erforderlich sind, so hat die Bun- 
desregierung gleichzeitig Gesetzgebungsvor- 
schläge zu unterbreiten, insbesondere ob und 
inwieweit eine Änderung der Vomhundert- 
sätze der §§ 28 und 29 oder der allgemeinen 
Bemessungsgrundlage gemäß § 30 Abs. 2 
oder des Beitragssatzes gemäß §112 erforder- 
lich Ist. 


(§ 112 ) 

(5) Der Bundesminister für Arbeit kann 
Im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Verteidigung und dem Bundesminister 
der Finanzen mit Zustimmung des Bundes- 
rates für die in Absatz 3 unter Buchstabe d 
genannten Sachbezüge pauschale Beträge fest- 
setzen. 


(§ 113 ) 

(3) Der Bundesminister für Arbeit hat 
durch Reditsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates in Ergänzung der Beltrags- 
klassen des Absatzes 1 jeweils eine weitere 
Beitragsklasse entsprediend der Staffelung 
der den bestehenden Beitragsklassen zuge- 
ordneten Bruttoarbeitsentgelte oder Brutto- 
arbeitseinkommen und der Monatsbeiträge 
anzufügen, wenn die Beitragsbemessungs- 
grenze für Monatsbezüge (§ 112 Abs. 2) 
den Anfangsbetrag des der letzten Beitrags- 
klasse zugeordneten Bruttoarbeltsengelts 
oder Bruttoarbeitseinkommens um mehr als 
50 Deutsdie Mark übersdireitet. 

(§ 114 ) 

(2) § 113 Abs. 3 gilt entsprediend. 
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Arbeiterrentenversicherung 


Beschlüsse des 2 8. A u s s c h u s s e s 


(§ 1390) 

Die Leistungen für Renten und Beitrags- 
erstattungen und für Beiträge für die Kran- 
kenversicherung der Rentner werden von 
sämtlichen Trägern der Rentenversicherung 
nach dem Verhältnis ihrer Beitragseinnahmen 
jeweils für ein Kalenderjahr gemeinsam ge- 
tragen. 


(S 1425) 

(2) Im übrigen ist für die Rückzahlung von 
Beiträgen (§ 1424) die Einzugsstelle zustän- 
dig; maßgebend ist die Höhe des abgeführten 
Beitrages. 


(§ 1427 ) 

(2) Auch die Versicherten haben Auskunft 
im Sinne von Absatz 1 für ihre Person zu 
geben. 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

(§ 1390) 

Die Leistungen für Renten und Beitrags- 
erstattungen und für Beiträge für die Kran- 
kenversicherung der Rentner werden von 
sämtlichen Trägern der Rentenversicherung 
der Arbeiter nach dem Verhältnis ihrer Bei- 
tragseinnahmen jeweils für ein Kalenderjahr 
gemeinsam getragen. 


(§ 1425) 

(2) Für die Rückzahlung von Beiträgen 
(§ 1424) ist die Einzugsstelle für diejenigen 
Fälle zuständig, In denen die Versicherungs- 
karte noch nicht auf gerechnet worden ist; 
dabei ist die Höhe des abgeführten Beitrages 
maßgebend. Im Falle der Rückzahlung von 
Beiträgen ist die Versicherungskarte unter 
Benachrichtigung der Träger der Rentenver- 
sicherung der Arbeiter zu berichtigen. 


(§ 1427) 

(2) Auch die Versicherten haben Auskunft 
Im Sinne von Absatz 1 für ihre Person zu 
geben und dem Träger der Rentenversiche- 
rung der Arbeiter alle für die Prüfung Ihres 
Versicherungsverhältnisses erforderlichen Un- 
terlagen auf Anforderung zur Einsichtnahme 
vorzulegen. 


(Artikel 2) 


(Artikel 2) 
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Angestelltenversicherung 


Beschlüsse des 2 8. Ausschusses 


(§ 147 ) 

(2) Im übrigen ist für die Rückzahlung von 
Beiträgen (§ 146) die Einzugsstelle zuständig; 
maßgebend ist die Höhe des abgeführten 
Beitrages. 


(§ 149 ) 

(2) Auch die Versicherten haben Auskunft 
im Sinne von Absatz 1 für ihre Person zu 
geben. 


(Artikel 2) 

§ 1 

Angestellte, die wegen Überschreitens der 
Jahresarbeitsverdienstgrenze bis zum Inkraft- 
treten dieses Gesetzes nicht versicherungs- 
pflidhtig waren und auf Grund der Vorschrif- 
ten dieses Gesetzes versicherungspflichtig wer- 
den, sind auf Antrag von der Versicherungs- 
pflicht zu befreien, wenn sie beim Inkraft- 
treten dieses Gesetzes 

a) das 50. Lebensjahr vollendet haben 
oder 

b) mit einer öffentlichen oder privaten Ver- 
sicherungsunternehmung für sich und ihre 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 


(§ 147) 

(2) Für die Rückzahlung von Beiträgen 
(§ 146) ist die Einzugsstelle für diejenigen 
Fälle zuständig, in denen die Versicherungs- 
karte noch nicht aufgerechnet worden ist; 
dabei ist die Höhe des abgeführten Beitrages 
maßgebend. Im Falle der Rüchzahlung von 
Beiträgen ist die Versicherungskarte unter 
Benachrichtigung der Bundesversicherungs- 
anstalt für Angestellte zu berichtigen. 


(§ 149) 

(2) Auch die Versicherten haben Auskunft 
im Sinne von Absatz 1 für ihre Person zu 
geben und dem Träger der Rentenversiche- 
rung der Angestellten alle für die Prüfung 
ihres Versicherungsverhältnisses erforder- 
lichen Unterlagen zur Einsichtnahme vorzu- 
legen. 

(Artikel 2) 

§ 1 

Angestellte, die wegen Überschreitens der 
Jahresarbeitsverdienstgrenze bis zum Inkraft- 
treten dieses Gesetzes nicht versicherungs- 
pflichtig waren und auf Grund der Vorschrif- 
ten dieses Gesetzes versicherungspflichtig wer- 
den, sind auf Antrag von der Versicherungs- 
pflicht zu befreien, wenn sie bis zum 31. März 
1957 

a) das 50. Lebensjahr vollendet haben 
oder 

b) mit einer öffentlichen oder privaten Ver- 
sicherungsunternehmung für sich und ihre 
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(§ 4 ) 


§8 

§ 1254 der Reidisversidierungsordnung 
gilt auch für Versicherungsfälle, die vor In- 
krafttreten dieses Gesetzes, aber nach dem 
31. März 1945 eingetreten sind. Satz 1 findet 
keine Anwendung, wenn der Versicherte vor 
dem 1. April 1945 invalide im Sinne des 
§ 1254 der Reichsversicherungsordnung in 
der am 31. Mai 1949 geltenden Fassung ge- 
worden ist. 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 


(§ 4) 

(1 a) Wer bis zum Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes zur Weiterversidierung (§ 1244 der 
Reidisversidierungsordnung alter Fassung) 
berechtigt war und innerhalb der drei Mo- 
nate vor Inkrafttreten dieses Gesetzes Bei- 
träge aus versidierungspflichtiger Besdiäfti- 
gung oder Tätigkeit für mindestens einen 
Kalendermonat entrichtet hat, kann inner- 
halb von zwei Jahren nadi Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes die Versicherung fortsetzen, 
wenn er bis zur Fortsetzung der Versiche- 
rung Beiträge für eine versicherungspflichtige 
Bes^äftigung oder Tätigkeit für mindestens 
24 Monate entrichtet hat. 


§8 

§ 1254 der Reichsversicherungsordnung 
gilt auch für Versicherungsfälle, die vor In- 
krafttreten dieses Gesetzes, aber nach dem 
31. März 1945 eingetreten sind. Satz 1 findet 
keine Anwendung, wenn der Versicherte vor 
dem 1. April 1945 invalide im Sinne des 
§ 1254 der Reichsversicherungsordnung in 
der am 31. Mai 1949 geltenden Fassung ge- 
worden ist. Liegen die Voraussetzungen des 
§ 1254 der Reichsversicherungsordnung nicht 
vor, so werden alle Beiträge angerechnet, aus 
denen zur Zeit des Versicherungsfalles nach 
den zu diesem Zeitpunkt geltenden Vor- 
schriften die Anwartschaft erhalten war. 
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Hinterbliebenen einen Versicherungsver- 
trag für den Fall des Todes und des Er- 
lebensjahres abgeschlossen haben und für 
diese Versicherung mindestens ebensoviel 
aufwenden, wie für sie Beiträge zur Ren- 
tenversicherung der Angestellten zu zahlen 
wären. 

Die Befreiung von der Versidierungspflicht 
ist nur zulässig, wenn der zu Befreiende es bis 
zum 31. Dezember 1957 nach dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes bei der Bundesversiche- 
rungsanstalt für Angestellte beantragt. Die 
Befreiung erfolgt mit Wirkung vom Inkraft- 
treten dieses Gesetzes. 


§8 

§ 25 des Angestelltenversicherungsgesetzes 
gilt auch für Versicherungsfälle, die vor In- 
krafttreten dieses Gesetzes, aber nach dem 
31. März 1945 eingetreten sind. Satz 1 findet 
keine Anwendung, wenn der Versicherte vor 
dem 1. April 1945 berufsunfähig geworden 
ist. 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

Hinterbliebenen einen Versicherungsver- 
trag für den Fall des Todes und des Er- 
lebensjahres abgeschlossen haben und für 
diese Versicherung mindestens ebensoviel 
aufgewendet wird, wie für sie Beiträge 
zur Rentenversicherung der Angestellten 
zu zahlen wären. 

Die Befreiung von der Versicherungspflidat 
ist nur zulässig, wenn der zu Befreiende es bis 
zum 31. Dezember 1957 nach dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes bei der Bundesversiche- 
rungsanstalt für Angestellte beantragt. Die 
Befreiung erfolgt mit Wirkung vom Inkraft- 
treten dieses Gesetzes. 


§ 8 

§ 25 des Angestelltenversicherungsgesetzes 
gilt auch für Versicherungsfälle, die vor In- 
krafttreten dieses Gesetzes, aber nach dem 
31. März 1945 eingetreten sind. Satz 1 findet 
keine Anwendung, wenn der Versicherte vor 
dem 1. April 1945 berufsunfähig geworden 
ist. Liegen die Voraussetzungen des § 25 des 
Angestelltenversicherungsgesetzes nidht vor, 
so werden alle Beiträge angerechnet, aus de- 
nen zur Zeit des Versicherungsfalles nach den 
zu diesem Zeitpunkt geltenden Vorschriften 
die Anwartschaft erhalten war. 
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§ 18 

§ 1269 der Keiai^ Versicherungsordnung ist 
audi dann anzuwenden, wenn der frühere 
Ehemann vor dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes gestorben ist. 


(§ 31) 

(2) Die Rente erhöht sich um den Monats- 
betrag des Kinderzuschusses, wenn die Vor- 
aussetzungen des § 1266 der Reichsversiche- 
rungsordnung vorliegen. 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

§ 9a 

(1) Es gelten 

a) § 1257 Nr. 1 der Reidisversicherungs- 
ordnung auch für Versicherungsfälle, die 
nach dem 30. April 1942, 

b) § 1257 Nr. 4 der Reichsversicherungs- 
ordnung auch dann, wenn Berufsunfähig- 
keit oder Tod nach dem 29. Januar 1933, 

c) § 1257 Nr. 6 der Reichsversicherungs- 
ordnung auch dann, wenn Berufsunfähig- 
keit oder Tod nach dem 30. Juni 1944 

eingetreten sind. 

(2) § 1257 Nr. 5 der Reichsversiche- 
rungsordnung gilt nur, wenn der Internierte 
oder Verschleppte (§ 1 Abs. 3 und 4 des 
Heimkehrer gesetzes) vor dem 10. August 
1955 seinen ständigen Aufenthalt im Bundes- 
gebiet oder im Land Berlin genommen hat 
oder vor dem 10. August 1955 gestorben ist. 


§ 18 

§ 1269 der Reichsversicherungsordnung ist 
auch dann anzuwenden, wenn der frühere 
Ehemann vor dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes, aber nach dem 30. April 1942 gestor- 
ben ist. 

(§ 31) 

(2) Die Rente erhöht sich um den Monats- 
betrag des Kinderzuschusses in der für Ver- 
sicherungsfälle im Kalenderjahr der Umstel- 
lung bestimmten Höhe, wenn die Voraus- 
setzungen des § 1266 der Reichsversiche- 
rungsordnung vorliegen; er wird auf zehn 
Deutsche Pfennige nach oben abgerundet. 
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§ 16 

§ 41 des Angestelltenversicherungsgesetzes 
ist auch dann anzuwenden, wenn der frühere 
Ehemann vor dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes gestorben ist. 


(§ 29) 

(2) Die Rente erhöht sich um den Monats- 
betrag des Kinderzuschusses, wenn die Vor- 
aussetzungen des § 37 des Angestelltenver- 
sicherungsgesetzes vorliegen. 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

§ 9a 

(1) Es gelten 

a) § 27 a Nr. 1 des Angestelltenversiche- 
rungsgesetzes auch für Versicherungs- 
fälle, die nadi dem 30. April 1942, 

b) § 27 a Nr. 4 des Angestelltenversiche- 
rungsgesetzes audi dann, wenn Berufs- 
unfähigkeit oder Tod nach dem 29. Ja- 
nuar 1933, 

c) § 27 a Nr. 6 des Angestelltenversiche- 
rungsgesetzes auch dann, wenn Berufs- 
unfähigkeit oder Tod nach dem 30. Juni 
1944 

eingetreten sind. 

(2) § 27 a Nr. 5 des Angestellten ver- 
sidierungsgesetzes gilt nur, wenn der In- 
ternierte oder Verschleppte (§ 1 Abs. 3 und 4 
des Heimkehrergesetzes) vor dem 10. August 
1955 seinen ständigen Aufenthalt im Bundes- 
gebiet oder im Land Berlin genommen hat 
oder vor dem 10. August 1955 gestorben ist. 

§ 16 

§ 41 des Angestelltenversicherungsgesetzes 
ist auch dann anzuwenden, wenn der frühere 
Ehemann vor dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes, aber nach dem 30. April 1942 gestor- 
ben ist. 

(§ 29) 

(2) Die Rente erhöht sich um den Monats- 
betrag des Kinderzuschusses in der für Ver- 
sicherungsfälle im Kalenderjahr der Umstel- 
lung bestimmten Höhe, wenn die Voraus- 
setzungen des § 37 des Angestelltenversiche- 
rungsgesetzes vorliegen; er wird auf zehn 
Deutsdie Pfennige nach oben abgerundet. 


29 



Arbeiterrentenversicherung 


Beschlüsse des 2 8. Ausschusses 


(§ 33) 

(1) Die nach §§ 31 und 32 dieses Artikels 
umgestellten Renten ohne Kinderzuschuß 
dürfen vorbehaltlich der Regelung in § 35 
dieses Artikels die nachstehenden, nach der 
Versicherungsdauer zu bestimmenden Mo- 
natsbeträge nicht überschreiten: 


bei einer Ver- Versicherten- Witwen- und 

sicherungsdauer renten Witwerrenten 

von . . . Jahren DM/Monat DM/Monat 


50 und mehr 

562,50 

337,50 

49 

551,30 

330,80 

48 

540,— 

324,- 

47 

528,80 

317,30 

46 

517,50 

310,50 

45 

506,30 

303,80 

44 

495,— 

297,— 

43 

483,80 

290,30 

42 

472,50 

283,50 

41 

461,30 

276,80 

40 und weniger 450, — 

270,— 


§ 35 



(1) Eine Rente, auf die für den Monat vor 
Inkrafttreten dieses Gesetzes Anspruch be- 
stand und die nach den §§ 30 bis 34 dieses 
Artikels umzustellen ist, ist für die Bezugs- 
zeit ab Inkrafttreten dieses Gesetzes durch 
einen Sonderzuschuß so zu erhöhen, daß tder 
monatliche Rentenzahlbetrag ohne Kinder- 
zuschuß 

bei Versichertenrente 21 Deutsche Mark, 

bei Hinterbliebenenrente 14 Deutsche Mark 

über dem bisherigen monatlichen Renten- 
zahlbetrag ohne Kinderzuschuß liegt, wenn 
dieUmtstellung keine oder eine geringere Er- 
höhung ergibt. Dies gilt entsprechend für Be- 
rechtigte, deren Anspruch mit dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes begründet wird; hier- 
bei tritt an die Stelle des bisherigen monat- 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

(§ 33) 

(1) Die nach §§31 und 32 dieses Artikels 
umgestellten Renten ohne Kinderzuschuß 
und ohne den auf Beiträge der Höherversi- 
cherung entfallenden Steigerungsbetrag dür- 
fen vorbehaltlich der Regelung in § 35 dieses 
Artikels die nachstehenden, nach der Ver- 
sicherungsdauer zu bestimmenden Monats- 
beträge nicht überschreiten: 


bei einer Ver- 
sicherungsdauer 
von . . . Jahren 

Versicherten- 

renten 

DM/Monat 

Witwen- und 
Witwerrenten 
DM/Monat 

50 und mehr 

562,50 

337,50 

49 

551,30 

330,80 

48 

540,— 

324,— 

47 

528,80 

317,30 

46 

517,50 

310,50 

45 

506,30 

303,80 

44 

495,— 

297,— 

43 

483,80 

290,30 

42 

472,50 

283,50 

41 

461,30 

276,80 

40 und weniger 

450,— 

270,— 


§ 35 

(1) Eine Rente, auf die für den Monat vor 
Inkrafttreten dieses Gesetzes Anspruch be- 
stand und die nach den §§ 30 bis 34 dieses 
Artikels umzustellen ist, ist für die Bezugs- 
zeit ab Inkrafttreten dieses Gesetzes durch 
einen Sonderzuschuß so zu erhöhen, daß der 
monatliche Rentenzahlbetrag ohne Kinder- 
zuschuß 

bei Versichertenrente 21 Deutsche Mark, 
bei Hinterbliebenenrente 14 Deutsche Mark 

über dem bisherigen monatlichen Renten- 
zahlbetrag ohne Kinderzuschuß liegt, wenn 
dieUmtstellung keine oder eine geringere Er- 
höhung ergibt. Dies gilt entsprecdiend für Be- 
rechtigte, deren Anspruch mit dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes begründet wird; hier- 
bei tritt an die Stelle des bisherigen monat- 
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(§ 31) 

(1) Die nach §§ 29 und 30 dieses Artikels 
umgestellten Renten ohne Kinderzuschuß 
dürfen vorbehaltlich der Regelung in § 33 
dieses Artikels die nachstehenden, nach der 
Versicherungsdauer zu bestimmenden Mo- 
natsbeträge nicht überschreiten: 


bei einer Ver- 
sicherungsdauer 
von . . . Jahren 

Versicherten- 

renten 

DM/Monat 

Witwen- und 
Witwerrenten 
DM/Monat 

50 und mehr 

562,50 

337,50 

49 

551,30 

330,80 

48 

540,— 

324,— 

47 

528,80 

317,30 

46 

517,50 

310,50 

45 

506,30 

303,80 

44 

495,— 

297,— 

43 

483,80 

290,30 

42 

472,50 

283,50 

41 

461,30 

276,80 

40 und weniger 

450,— 

270,— 


§ 33 

(1) Eine Rente, auf die für den Monat vor 
Inkrafttreten dieses Gesetzes Anspruch be- 
stand und die nach den §§28 bis 32 dieses 
Artikels umzustellen ist, ist für die Bezugs- 
zeit ab rnkrafttreten dieses Gesetzes durch 
einen Sonderzuschuß so zu erhöhen, daß ider 
monatliche Rentenzahllbetrag ohne Kinder- 
zuschuß 

bei Versichertenrenten 21 Deutsche Mark, 
bei Hinterbliebenenrente 14 Deutsche Mark 

über dem bisherigen monatlichen Renten- 
zahlbetrag ohne Kinderzuschuß Hegt, wenn 
dieUmtstellung keine oder eine geringere Er- 
höhung ergibt. Dies galt entsprechend für Be- 
rechtigte, deren Anspruch mit dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes begründet wird; hier- 
bei tritt an die Stelle des bisherigen monat- 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

(§ 31) 

(1) Die nach §§ 29 und 30 dieses Artikels 
umgestellten Renten ohne Kinderzuschuß 
und ohne den auf Beiträge der Höherversi- 
cherung entfallenden Steigerungsbetrag dür- 
fen vorbehaltich der Regelung in § 33 dieses 
Artikels die nachstehenden, nach der Ver- 
sicherungsdauer zu bestimmenden Monats- 
beträge nicht überschreiten: 


bei einer Ver- Versicherten- Witwen- und 

sicherungsdauer renten Witwerrenten 

von . . . Jahren DM/Monat DM/Monat 


50 und mehr 

562,50 

337,50 

49 

551,30 

330,80 

48 

540,— 

324,— 

47 

528,80 

317,30 

46 

517,50 

310,50 

45 

506,30 

303,80 

44 

495,— 

297,— 

43 

483,80 

290,30 

42 

472,50 

283,50 

41 

461,30 

276,80 

40 und weniger 450, — 

270,— 


§ 33 



(1) Eine Rente, auf die für den Monat vor 
Inkrafttreten dieses Gesetzes Anspruch be- 
stand und die nach den §§ 28 bis 32 dieses 
Artikels umzustellen ist, ist für die Bezugs- 
zeit ab Inkrafttreten dieses Gesetzes (durch 
einen Sonderzuschuß so zu erhöhen, daß der 
monatliche Rentenzahlbetrag ohne Kinder- 
zuschuß 

bei Versichertenrente 21 Deutsche Mark, 

bei Hinterbliebenenrente 14 Deutsche Mark 

über dem bisherigen monatlichen Renten- 
zahlbetrag ohne Kinderzuschuß liegt, wenn 
dieUmtstellung keine oder eine geringere Er- 
höhung ergibt. Dies gilt entsprechend für Be- 
rechtigte, deren Anspruch mit dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes begründet wird; hier- 
bei tritt an die Stelle des bisherigen monat- 
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liehen Zahlbetrages der Zahlibetrag ohne Kin- 
derzuschuß, wie er zu errechnen gewesen 
wäre, wenn Anspruch auf Rente für den Mo- 
nat vor Inkrafttreten -dieses Gesetzes bestan- 
den hätte. 


S 42 

(1) Bis zur Anpassung des Fremdrenten- 
und Auslandsrentengesetzes vom 7. August 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 848) in der Fas- 
sung der Änderungsgesetze vom 21. Januar 
1956 (Bundesgesetzbl. I S. 17) und vom 
4. September 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 767) 
an die Vorschriften dieses Gesetzes werden 
Renten, auf die das Fremdrenten- und Aus- 
landsrentengesetz anzuwenden ist, nach den 
bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes gelten- 
den Vorschriften berechnet und nach den 
§§ 30 bis 34 dieses Artikels mit den Werten 
der Tabellen der Anlagen 3 und 4 für den 
Rentenbeginn im Jahre 1956 umgestellt. 
§§35 bis 40 dieses Artikels finden Anwen- 
dung. Versicherungszelten, die nach dem 
Fremdrenten- und Auslandsrentengesetz an- 
zurechnen sind, werden im Rahmen 
des § 1254 der Reichsversicherungsordnung 
berücksichtigt; Vorschriften über die Erhal- 
tung der Anwartschaft sind nicht mehr anzu- 
wenden. Für Beiträge, die nach dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes durch Beitragsmarken 
nach §§ 1386 und 1387 der Reichsversiche- 
rungsordnung entrichtet sind, ist zwölf vom 
Ffundert des Wertes des Beitrages in Deut- 
scher Mark als Steigerungsbetrag zu gewäh- 
ren. 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

liehen Zahlbetrages der Zahlbetrag ohne Kin- 
derzusdiuß, wie er zu errechnen gewesen 
wäre, wenn Anspruch auf Rente für den Mo- 
nat vor Inkrafttreten dieses Gesetzes bestan- 
den hätte. Hat ein Bereditigter Ansprudi so- 
wohl auf Versidiertenrente als audi auf Hin- 
terbliebenenrente, so darf der Sonderzusdiuß 
zu beiden Renten den Gesamtbetrag von 
21 Deutsche Mark monatlich nicht über- 
steigen. 

S 42 

(1) Wer eine Rente bezieht, auf die das 
Fremdrenten- und Auslandsrentengesetz vom 
7. August 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 848) in 
der Fassung der Änderungsgesetze vom 21. Ja- 
nuar 1956 (Bundesgesetzbl. IS. 17) und vom 
4. September 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 767) 
anzuwenden ist, wird den Ansprudisberech- 
tigten nach diesem Gesetz gleichgestellt. Bis 
zur Anpassung des Fremrenten- und Aus- 
landsrentengesetzes an die Vorschriften die- 
ses Gesetzes werden Renten, auf die das 
Fremdrenten- und Auslandsrentengesetz 
anzuwenden ist, nach den bis zum Inkraft- 
treten dieses Gesetzes geltenden Vorschriften 
berechnet und nach den §§ 30 bis 34 dieses 
Artikels mit den Werten der Tabellen der 
Anlagen 3 und 4 für den Rentenbeginn Im 
Jahre 1956 umgestellt. §§ 35 bis 40 dieses 
Artikels finden Anwendung. Versicherungs- 
zelten, die nach dem Fremdrenten- und Aus- 
landsrentengesetz anzurechnen sind, werden 
im Rahmen des § 1254 der Relchsversldie- 
rungsordnung berücksichtigt; Vorschriften 
über die Erhaltung der Anwartschaft sind 
nicht mehr anzuwenden. Für Beiträge, die 
nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes durch 
Beitragsmarken nach §§ 1386 und 1387 der 
Reichsversicherungsordnung entrichtet sind, 
ist zwölf vom Hundert des Wertes des Bei- 
trages In Deutscher Mark als Steigerungsbe- 
trag zu gewähren. 

(1 a) Die Bundesregierung hat durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrates die Tabellen der Anlagen 2 bis 6 der 
Ersten Verordnung zur Durdhführung des 
Fremdrenten- und Auslandsrentengesetzes 
vom 31. Juli 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 245) 
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liehen Zahlbetrages der Zahlbetrag ohne Kin- 
derzuschuß, wie er zu errechnen (gewesen 
wäre, wenn Anspruch auf Rente für den Mo- 
nat vor Inkrafttreten dieses Gesetzes bestan- 
den hätte. 


§ 39 a 

(1) Bis zur Anpassung des Fremdrenten- 
und Auslandsrentengesetzes vom 7. August 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 848) In der Fas- 
sung der Änderungsgesetze vom 21. Januar 
1956 (Bundesgesetzbl. I S. 17) und vom 
4. September 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 767) 
an die Vorschriften dieses Gesetzes werden 
Renten, auf die das Fremdrenten- und Aus- 
landsrentengesetz anzuwenden ist, nach den 
bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes gelten- 
den Vorschriften berechnet und nadi den 
§§ 28 bis 32 dieses Artikels mit den Werten 
der Tabellen der Anlagen 3 und 4 für den 
Rentenbeginn im Jahre 1956 umgestellt. 
§§ 33 bis 38 dieses Artikels finden Anwen- 
dung. Versicherungszeiten, die nach dem 
Fremdrenten- und Auslandsrentengesetz an- 
zurechnen sind, werden im Rahmen des § 25 
des Angestelltenversicherungsgesetzes berück- 
sichtigt: Vorschriften über die Erhaltung der 
Anwartschaft sind nicht mehr anzuwenden. 
Für Beiträge, die nach dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes durch Beitragsmarken nach 
§§ 113 und 114 des Angestelltenversiche- 
rungsgesetzes entrichtet sind, ist sieben vom 
Fdundert des Wertes des Beitrages in Deut- 
scher Mark als Steigerungsbetrag zu ge- 
währen. 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

liehen Zahlbetrages der Zahlbetrag ohne Kin- 
derzuschuß, wie er zu errechnen gewesen 
wäre, wenn Anspruch auf Rente für den Mo- 
nat vor Inkrafttreten dieses Gesetzes bestan- 
den hätte. Hat ein Bereditigter Anspruch so- 
wohl auf Versichertenrente als auch auf Hin- 
terbliebenenrente, so darf der Sonderzuschuß 
zu beiden Renten den Gesamtbetrag von 
21 Deutsche Mark monatlich nicht über- 
steigen, 

§ 39 a 

(1) Wer eine Rente bezieht, auf die das 
Fremdrenten- und Auslandsrentengesetz vom 

7. August 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 848) in 
der Fassung der Änderungsgesetze vom 
21. Januar 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 17) und 
vom4. September 1956 (Bundesgesetzbl. I S.767) 
anzuwenden ist, wird den Anspruchsberech- 
tigten nach diesem Gesetz gleichgestellt. Bis 
zur Anpassung des Fremdrenten- und Aus- 
landsrcntengesetz an die Vorschriften dieses 
Gesetzes werden Renten, auf die das Fremd- 
renten- und Auslandsrentengesetz anzuwen- 
den ist, nach den bis zum Inkrafttreten dieses 
Gesetzes geltenden Vorschriften berechnet 
und nach den §§ 28 bis 32 dieses Artikels mit 
den Werten der Tabellen der Anlagen 3 und 4 
für den Rentenbeginn im Jahre 1956 umge- 
stellt. §§ 33 bis 38 dieses Artikels finden An- 
wendung. Versicherungszelten, die nach dem 
Fremdrenten- und Auslandsrentengesetz an- 
zurechnen sind, werden im Rahmen des § 25 
des Angestelltenversicherungsgesetzes be- 
rücksichtigt; Vorschriften über die Erhaltung 
der Anwartschaft sind nicht mehr anzuwen- 
den. Für Beiträge, die nach dem Inkrafttre- 
ten dieses Gesetzes durch Beitragsmarken 
nach §§ 113 und 114 des Angestelltenver- 
sicherungsgesetzes entrichtet sind, ist sieben 
vom Hundert des Wertes des Beitrages In 
Deutscher Mark als Steigerungsbetrag zu 
gewähren. 

(1 a) Die Bundesregierung hat durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrates die Tabellen der Anlagen 2 bis 6 der 
Ersten Verordnung zur Durchführung des 
Fremdrenten- und Auslandsrentengesetzes 
vom 31. Juli 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 245) 
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(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn das Fremd- 
renten- und Auslandsrentengesetz nur des- 
halb anzuwenden ist, well Beiträge zu einem 
deutschen Versicherungsträger im Sinne des 
§ 1 Abs. 7 des Fremdrenten- und Auslands- 
rentengesetzes entrichtet und die Beitrags- 
unterlagen vorhanden sind. 


(§ 46) 

(1) Für die Zeit vom Inkrafttreten dieses 
Gesetzes an entfallen die Zuschüsse und Er- 
stattungen des Bundes, die auf Grund gesetz- 
licher Vorschriften aus der Zeit vor Inkraft- 
treten dieses Gesetzes an die Träger der Ren- 
tenversicherung der Arbeiter zu zahlen sind. 
Dies gilt nicht für die Erstattungen nach § 72 
des Gesetzes zur Regelung der Rechtsverhält- 
nisse der unter Artikel 131 des Grundgeset- 
zes fallenden Personen in der Fassung vom 
1. September 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1287). 


(S 52) 

(1) Versicherten, die ihren Wohnsitz oder 
ständigen Aufenthalt im Währungsgebiet der 
Deutschen Notenbank haben und auf die 
während ihrer Beschäftigung oder Tätigkeit 
die Vorschriften über den Lohnausgleich 
nach der Dritten Verordnung zur Neuord- 
nung des Geldwesens (Währungsergänzungs- 
Verordnung) vom 20. März 1949 (Verord- 


Beschlüsse des Bundestages 
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bis zum 30. Juni 1957 den Vorsdiriften die- 
ses Gesetzes anzupassen. Bis zur Auszahlung 
der nach Neufassung der Tabellen umgestell- 
ten Renten gelten die nadi Absatz 1 zu ge- 
währenden Renten als Vorsdiüsse. 

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn das Fremd- 
renten- und Auslandsrentengesetz nur des- 
halb anzuwenden ist, weil Beiträge zu einem 
deutschen Versicherungsträger im Sinne des 
§ 1 Abs. 7 des Fremdrenten- und Auslands- 
rentengesetzes entrichtet und die Beitrags- 
unterlagen vorhanden sind. 

(3) Bis zur Anpassung der Auswirkungs- 
verordnung vom 7. April 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 119) an die Vorsdiriften dieses 
Gesetzes gilt bei der Beredinung von Ren- 
ten, auf die die genannte Verordnung anzu- 
wenden ist, Absatz 1 entsprediend. 


(§ 46) 

(1) Für die Zeit vom Inkrafttreten dieses 
Gesetzes an entfallen die Zuschüsse und Er- 
stattungen des Bundes, die auf Grund gesetz- 
licher Vorschriften aus der Zeit vor Inkraft- 
treten dieses Gesetzes an die Träger der Ren- 
tenversicherung der Arbeiter zu zahlen sind. 
Dies gilt nicht für die Erstattungen nach § 72 
des Gesetzes zur Regelung der Rechtsverhält- 
nisse der unter Artikel 131 des Grundgeset- 
zes fallenden Personen in der Fassung vom 
1. September 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1287) 
und für die Erstattung der Aufwendungen 
nadi § 14 Abs. 2 des Fremdrenten- und Aus- 
landsrentengesetzes. 


(§ 52) 

(1) Versicherten, die ihren Wohnsitz oder 
ständigen Aufenthalt im Währungsgebiet der 
Deutsdien Notenbank haben und auf die 
während ihrer Beschäftigung oder Tätigkeit 
die Vorschriften über den Lohnausgleich 
nach der Dritten Verordnung zur Neuord- 
nung des Geldwesens (Währungsergänzungs- 
Verordnung) vom 20. März 1949 (Verord- 
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(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn das Fremd- 
renten- und Auslandsrentengesetz nur des- 
halb anzuwenden ist, weil Beiträge zur ehe- 
maligen Reichsversidierungsanstalt für An- 
gestellte oder zu einem sonstigen deutschen 
Versicherungsträger im Sinne des § 1 Abs. 7 
des Fremdrenten- und Auslandsrentengeset- 
zes entrichtet und die Beitragsunterlagen 
vorhanden sind. 


(§ 41) 

(1) Für die Zeit vom Inkrafttreten dieses 
Gesetzes an entfallen die Zuschüsse und Er- 
stattungen des Bundes, die auf Grund gesetz- 
licher Vorschriften aus der Zeit vor Inkraft- 
treten dieses Gesetzes an die Bundesversiche- 
rungsanstalt für Angestellte zu zahlen sind. 
Dies gilt nicht für die Erstattungen nach § 72 
des Gesetzes zur Regelung der Rechtsverhält- 
nisse der unter Artikel 131 des Grundgeset- 
zes fallenden Personen in der Fassung vom 
1. September 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1287). 


(§ 47) 

(1) Versicherten, die ihren Wohnsitz oder 
ständigen Aufenthalt im Währungsgebiet der 
Deutschen Notenbank haben und auf die 
während ihrer Beschäftigung oder Tätigkeit 
die Vorschriften über den Lohnausgleich 
nach der Dritten Verordnung zur Neuord- 
nung des Geldwesens (Währungsergänzungs- 
Verordnung) vom 20. März 1949 (Verord- 
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in zweiter Beratung 

bis zum 30. Juni 1957 den Vorschriften die- 
ses Gesetzes anzupassen. Bis zur Auszahlung 
der nach Neufassung der Tabellen umgestell- 
ten Renten gelten die nach Absatz 1 zu ge- 
währenden Renten als Vorschüsse. 

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn das Fremd- 
renten- und Auslandsrentengesetz nur des- 
halb anzuwenden ist, weil Beiträge zur ehe- 
maligen Reichsversidierungsanstalt für An- 
gestellte oder zu einem sonstigen deutschen 
Versicherungsträger im Sinne des § 1 Abs. 7 
des Fremdrenten- und Auslandsrentengeset- 
zes entrichtet und die Beitragsunterlagen 
vorhanden sind. 

(3) Bis zur Anpassung der Auswirkungs- 
verordnung vom 7. April 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 119) an die Vorschriften dieses 
Gesetzes gilt bei der Berechnung von Ren- 
ten, auf die die genannte Verordnung anzu- 
wenden ist, Absatz 1 entsprechend. 


(§ 41) 

(1) Für die Zeit vom Inkrafttreten dieses 
Gesetzes an entfallen die Zuschüsse und Er- 
stattungen des Bundes, die auf Grund gesetz- 
licher Vorschriften aus der Zeit vor Inkraft- 
treten dieses Gesetzes an die Bundesversiche- 
rungsanstalt für Angestellte zu zahlen sind. 
Dies gilt nicht für die Erstattungen nach § 72 
des Gesetzes zur Regelung der Rechtsverhält- 
nisse der unter Artikel 131 des Grundgeset- 
zes fallenden Personen in der Fassung vom 
1. September 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1287) 
und für die Erstattung der Aufwendungen 
nach § 14 Abs. 2 des Fremdrenten- und Aus- 
landsrentengesetzes. 

(§ 47) 

(1) Versicherten, die ihren Wohnsitz oder 
ständigen Aufenthalt im Währungsgebiet der 
Deutschen Notenbank haben und auf die 
während ihrer Beschäftigung oder Tätigkeit 
die Vorschriften über den Lohnausgleich 
nach der Dritten Verordnung zur Neuord- 
nung des Geldwesens (Währungsergänzungs- 
Verordnung) vom 20. März 1949 (Verord- 
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nungsblatt für Groß-Berlin I S. 86) in Ver- 
bindung mit den dazu ergangenen und noch 
ergehenden Durchführungsbestimmungen An- 
wendung fanden oder finden, können wider- 
ruflich, wenn nach dem 31. März 1949 wäh- 
rend der Zeit, in der sie in dem genannten 
Gebiet ihren Wohnsitz oder ständigen Auf- 
enthalt hatten, für mindestens zwölf Monate 
Beiträge der Pflichtversicherung an den Trä- 
ger der Rentenversicherung der Arbeiter ge- 
leistet sind, aus diesen Beiträgen die Regel- 
leistungen nach diesem Gesetz gewährt wer- 
den. Die Leistungen nach Satz 1 werden zu- 
sätzlich zu den Leistungen des Trägers der 
Sozialversicherung im Währungsgebiet der 
Deutschen Notenbank gewährt. 
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nungsblatt für Groß-Berlin I S. 86) in Ver- 
bindung mit den dazu ergangenen und noch 
ergehenden Durchführungsbestimmungen An- 
wendung fanden oder finden, können wider- 
ruflich, wenn nach dem 31. März 1949 wäh- 
rend der Zeit, In der sie In dem genannten 
Gebiet ihren Wohnsitz oder ständigen Auf- 
enthalt hatten, für mindestens zwölf Monate 
Beiträge der Pflichtversidierung an den Trä- 
ger der Rentenversicherung der Arbeiter ge- 
leistet sind, aus diesen Beiträgen die Regel- 
leistungen nach Artikel 1 dieses Gesetzes ge- 
währt werden. Die Leistungen nadi Satz 1 
werden zusätzlich zu den Leistungen des Trä- 
gers der Sozialversicherung im Währungsge- 
biet der Deutschen Notenbank gewährt. 
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nungsblatt für Groß-Berlin I S. 86) in Ver- 
bindung mit den dazu ergangenen und noch 
ergehenden Durdiführungsbestimmungen An- 
wendung fanden oder finden, können wider- 
ruflich, wenn nach dem 31. März 1949 wäh- 
rend der Zeit, in der sie in dem genannten 
Gebiet ihren Wohnsitz oder ständigen Auf- 
enthalt hatten, für mindestens zwölf Monate 
Beiträge der Pflicht- oder der freiwilligen 
Versicherung an die Bundesversicherungsan- 
stalt für Angestellte geleistet sind, aus diesen 
Beiträgen die Regelleistungen nach diesem 
Gesetz gewährt werden. Beiträge der freiwil- 
ligen Versicherung werden nur berücksichtigt, 
wenn sie der Versicherte während einer Be- 
schäftigung oder Tätigkeit, in der er nur 
wegen Überschreitens der Jahresarbeitsver- 
dienstgrenze versicherungsfrei war, geleistet 
hat. Die Leistungen nach Satz 1 werden zu- 
sätzlich zu den Leistungen des Trägers der 
Sozialversicherung im Währungsgebiet der 
Deutschen Notenbank gewährt. 


§ 48 

(1) Soweit in Renten, die vor oder nach 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes festgestellt 
sind, Beiträge berücksichtigt sind, die auf 
Grund des Gesetzes über die Altersversor- 
gung für das Deutsche Handwerk vom 
21. Dezember 1938 (Reichsgesetzbl. I S. 1900) 
entrichtet sind, werden die auf diese Beiträge 
entfallenden Renten oder Rententeile vor- 
läufig in entsprechender Anwendung dieses 
Gesetzes berechnet. 
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nungsblatt für Groß-Berlin I S. 86) in Ver- 
bindung mit den dazu ergangenen und noch 
ergehenden Durchführungsbestimmungen An- 
wendung fanden oder finden, können wider- 
ruflich, wenn nach dem 31. März 1949 wäh- 
rend der Zeit, in der sie in dem genannten 
Gebiet ihren Wohnsitz oder ständigen Auf- 
enthalt hatten, für mindestens zwölf Monate 
Beiträge der Pflicht- oder der freiwilligen 
Versicherung an die Bundesversicherungsan- 
stalt für Angestellte geleistet sind, aus diesen 
Beiträgen die Regelleistungen nach Artikel 1 
dieses Gesetzes gewährt werden. Beiträge der 
freiwilligen Versicherung werden nur berück- 
sichtigt, wenn sie der Versicherte während 
einer Beschäftigung oder Tätigkeit, in der er 
nur wegen Überschreitens der Jahresarbeits- 
verdi* «nstgrenze versicherungsfrei war, gelei- 
stet hat. Die Leistungen nach Satz 1 werden 
zusätzlich zu den Leistungen des Trägers der 
Sozialversicherung im Währungsgebiet der 
Deutschen Notenbank gewährt. 


§ 48 

(1) Soweit in Renten, die vor oder nach 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes festgestellt 
sind, Beiträge berücksichtigt sind, die auf 
Grund des Gesetzes über die Altersversor- 
gung für das Deutsche Handwerk vom 
21. Dezember 1938 (Reichsgesetzbl. I S. 1900) 
entrichtet sind, werclen die auf diese Beiträge 
entfallenden Renten oder Rententeile in ent- 
sprechender Anwendung dieses Gesetzes be- 
rechnet. 

(2) Handwerker, die im Zeitpunkt der 
Verkündung dieses Gesetzes die Voraus- 
setzungen für die Versicherungsfreiheit oder 
Befreiung von der halben Beitragsleistung 
nach § 3 des Gesetzes über die Altersversor- 
gung für das Deutsche Handwerk erfüllen 
und versicherungsfrei oder von der halben 
Beitragsleistung befreit sind, jedoch lediglich 
infolge der Erhöhung der Beiträge durch 
dieses Gesetz die genannten Voraussetzungen 
nicht mehr erfüllen, bleiben bis zum 31. März 
1958 versicherungsfrei oder von der halben 
Beitragsleistung befreit. Handwerker, die im 
Zeitpunkt der Verkündung dieses Gesetzes 
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{2) Bis zur Neuregelung der Altersversor- 
gung für das Deutsche Handwerk wird diese 
durch ein nicht rechtsfähiges Sondervermö- 
gen der Bundesversicherungsanstalt für An- 
gestellte mit eigener Wirtsdiafts- und Rech- 
nungsführung weitergeführt. Das Sonderver- 
mögen ist von dem übrigen Vermögen der 
Bundesversicherungsanstalt für Angestellte, 
seinen Rechten und Verbindlichkeiten ge- 
trennt zu halten; die Haftung der Bundes- 
versicherungsanstalt für Angestellte für Ver- 
bindlichkeiten der Altersversorgung für das 
Deutsche Handwerk beschränkt sich auf das 
Sondervermögen. 

(3) Reicht das Beitragsaufkommen aus den 
Beiträgen zur Altersversorgung für das Deut- 
sche Handwerk zusammen mit dem Teil des 
Bundeszuschusses für die Rentenversicherung 
der Angestellten, der dem Verhältnis der 
Ausgaben für Renten oder Rententeile nach 
Absatz 1 zu den Gesamtrentenausgaben der 
Rentenversicherung der Angestellten im Ka- 
lenderjahr 1956 entspricht, zur Deckung der 
Aufwendungen nach Absatz 1 nidit aus, so 
gewährt die Bundesversicherungsanstalt für 
Angestellte für diese Mehraufwendungen 
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die Voraussetzungen für die Befreiung von 
der halben Beitragsleistung erfüllen und diese 
beantragt haben, erlangen Befreiung von der 
halben Beitragsleistung bis zum 31. März 
1958 auch dann, wenn lediglich infolge der 
Erhöhung der Beiträge durch dieses Gesetz 
die genannten Voraussetzungen nicht mehr 
vorliegen. 

(3) Handwerker werden auf .A^^ntrag von 
der Versicherungspflicht nach dem Gesetz 
über die Altersversorgung für das Deutsche 
Handwerk befreit, wenn sie Beiträge für 
eine versicherungspflichtige Beschäftigung 
oder Tätigkeit während mindestens 180 Ka- 
lendermonaten entrichtet haben; sie sind zur 
freiwilligen Weiterversicherung in der Alters- 
versorgung für das Deutsche Handwerk be- 
rechtigt. Die Befreiung wirkt vom Beginn 
des Monats an, der auf den Monat folgt, in 
dem der Antrag gestellt ist. Über den Antrag 
entscheidet die Bundesversicherungstanstalt 
für Angestellte. 

(4) Bis zur Neuregelung der Altersversor- 
gung für das Deutsche Handwerk wird diese 
durch ein nicht rechtsfähiges Sondervermö- 
gen der Bundesversicherungsanstalt für An- 
gestellte mit eigener Wirtschafts- und Rech- 
nungsführung weitergeführt. Das Sonder- 
vermögen ist von dem übrigen Vermögen 
der Bundesversicherungsanstalt für Ange- 
stellte, seinen Rechten und Verbindlichkeiten 
getrennt zu halten; die Haftung der Bundes- 
versicherungsanstalt für Angestellte für Ver- 
bindlichkeiten der Altersversorgung für das 
Deutsche Handwerk beschränkt sich auf das 
Sondervermögen. 

(5) Reicht das Beitragsaufkommen aus den 
Beiträgen zur Altersversorgung für das Deut- 
sche Handwerk zusammen mit dem Teil des 
Bundeszuschusses für die Rentenversicherung 
der Angestellten, der dem Verhältnis der 
Ausgaben für Renten oder Rententeile nach 
Absatz 1 zu den Gesamtrentenausgaben der 
Rentenversicherung der Angestellten im Ka- 
lenderjahr 1956 entspricht, zur Deckung der 
Aufwendungen nach Absatz 1 nicht aus, so 
gewährt die Bundesversicherungsanstalt für 
Angestellte für diese Mehraufwendungen 
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§54 

(1) Weist der Versicherte nach, daß für 
ihn vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
während mindestens zehn Jahren Beiträge für 
eine versicherungspflichtige Beschäftigung 

in einem landwirtschaftlichen Unternehmen 
(§915 Abs. 1 Buchstabe a der Reichsversiche- 
rungsordnung), 

in Heimen und Krankenanstalten oder 
in der Hauswirtschaft 

entrichtet worden sind und ihm während 
dieser Zeit neben Barbezügen als Sach- oder 
Dienstleistungen freier Unterhalt (Kost und 
Wohnung) oder entsprechend Sachbezüge ge- 
währt wurden, so ist die nach den §§31 und 
32 dieses Artikels umgestellte Rente ohne 
Kinderzuschuß um zehn vom Hundert zu 
erhöhen; § 33 dieses Artikels findet Anwen- 
dung. 


(2) Der Berechnung der für den Versicher- 
ten maßgebenden Rentenbemessungsgrund- 
lage ist auf Antrag für Zeiten vor dem 1. Ja- 
nuar 1957, für die der Versicherte die Vor- 
aussetzungen des Absatzes 1 nachweist, ein 
Arbeitsentgelt zu Grunde zu legen, das um 
20 vom Hundert gegenüber dem nachgewie- 
senen Arbeitsentgelt erhöht ist. 


§3a 

§ 160 der Reichsversicherungsordnung er- 
hält folgende neue Fassung: 

4 160 

(1) Zum Entgelt im Sinne dieses Gesetzes 
gehören neben Gehalt oder Lohn auch Ge- 
winnanteile, Sach- und andere Bezüge, die der 
Versicherte, wenn auch nur gewohnheitsge- 
mäß, statt des Lohnes oder Gehaltes oder 
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dem Sondervermögen Darlehen, bis ein Ge- 
setz nach § 111 des Angestelltenversidie- 
rungsgesetzes erlassen ist. 


dem Sondervermögen Darlehen, bis ein Ge- 
setz nach § 111 des Angestelltenversiche- 
rungsgesetzes erlassen ist. 


§50 

(1) Weist der Versicherte nach, daß für 
ihn vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
während mindestens zehn Jahren Beiträge für 
eine versicherungspflichtige Beschäftigung 

in einem landwirtschaftlichen Unternehmen 
(§915 Abs. 1 Buchstabe a der Reichsversiche- 
rungsordnung), 

in Heimen und Krankenanstalten oder 
in der Hauswirtschaft 

entrichtet worden sind und ihm während 
dieser Zeit neben Barbezügen als Sach- oder 
Dienstleistungen freier Unterhalt (Kost und 
Wohnung) oder entsprechend Sachbezüge ge- 
währt wurden, so ist die nach den §§ 29 und 
30 dieses Artikels umgestellte Rente ohne 
Kinderzuschuß um zehn vom Hundert zu 
erhöhen; § 31 dieses Artikels findet Anwen- 
dung. 


(2) Der Berechnung der für den Versicher- 
ten maßgebenden Rentenbemessungsgrund- 
lage ist auf Antrag für Zeiten vor dem 1. Ja- 
nuar 1957, für die der Versicherte die Vor- 
aussetzungen des Absatzes 1 nachweist, ein 
Arbeitsentgelt zu Grunde zu legen, das um 
20 vom Hundert gegenüber dem nachgewie- 
senen Arbeitsentgelt erhöht ist. 
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neben ihm vom Arbeitgeber oder einem 
Dritten erhält. Näheres bestimmt die Bun- 
desregierung durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates. 

(2) Den Wert der Sachbezüge stellen die 
für die Angelegenheiten der Sozialversiche- 
rung zuständigen obersten Landesbehörden 
fest. Die Bewertung der Sachbezüge hat jähr- 
lich, beginnend mit dem 1. Juli 1957, nach 
dem tatsächlichen Verkehrswert zu erfolgen. 

(3) Für die Berechnung der Beiträge wer- 
den einmalige Zuwendungen, soweit sie als 
Entgelt anzusehen sind, nur in dem Zeitab- 
6chnitt berücksichtigt, in dem sie gewährt 
werden." 


(Artikel 3) (A r t i k e 1 3) 

(§ 5) (§ 5) 

(3) Bis zur Anpassung des Rentenversiche- 
rungsüberleitungsgesetzes vom 10. Juli 1952 
(Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin 
S. 588) in der bei Inkrafttreten dieses Gesetzes 
gültigen Fassung an die Vorschriften dieses Ge- 
setzes werden Renten, auf die das Rentenver- 
sidherungsüberleitungsgesetz anzuwenden ist, 
nach den bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes 
geltenden Vorschriften berechnet und nach 
den §§ 30 bis 34 des Artikels 2 mit den Wer- 
ten der Tabellen der Anlagen 3 und 4 für 
den Rentenbeginn im Jahre 1956 umgestellt. 
§§ 35 bis 40 des Artikels 2 finden Anwen- 
dung. Versicherungszeiten, die nach dem 
Rentenversicherungsüberleitungsgesetz anzu- 
rechnen sind, werden im Rahmen des § 1254 
der Reichsversicherungsordnung berücksich- 
tigt; Vorschriften über die Erhaltung der 
Anwartschaft sind nicht mehr anzuwenden. 
Für Beiträge, die nach dem Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes nach den §§ 1386 und 1387 der 
Reichsversicherungsordnung entrichtet sind, 
ist zwölf vom Hundert des Wertes des Bei- 
trages in Deutscher Mark als Steigerungs- 
betrag zu gewähren. 

Bonn, den 18. Januar 1957 
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(A r t i k e 1 3) (A r t i k e 1 3) 

(§ 5) (§ 5) 

(2) Bis zur Anpassung des Rentenversiche- 
rungsüberleitungsgesetzes vom 10. Juli 1952 
(Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin 
S. 588) in der bei Inkrafttreten dieses Gesetzes 
gültigen Fassung an die Vorschriften dieses Ge- 
setzes werden Renten, auf die das Rentenver- 
sicherungsüberleitungsgesetz anzuwenden ist, 
nach den bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes 
geltenden Vorschriften berechnet und nach 
den §§ 28 bis 32 des Artikels 2 mit den Wer- 
ten der Tabellen der Anlagen 3 und 4 für 
den Rentenbeginn im Jahre 1956 umgestellt. 
§§ 33 bis 38 des Artikels 2 finden Anwen- 
dung. Versicherungszeiten, die nach dem 
Rentenversicherungsüberleitungsgesetz anzu- 
rechnen sind, werden im Rahmen des § 25 
des Angestelltenversicherungsgesetzes berück- 
sichtigt; Vorschriften über die Erhaltung der 
Anwartschaft sind nicht mehr anzuwenden. 
Für Beiträge, die nadi dem Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes nach den §§ 113 und 114 des 
Angestelltenversicherungsgesetzes entrichtet 
sind, ist sieben vom Hundert des Wertes des 
Beitrages in Deutsdier Mark als Steigerungs- 
betrag zu gewähren. 
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